
„Beleidigungen"
Konfliktregelung

durch
Alizeigeerstattung?

Eine Untersuchung zu den Möglichkeiten
strafrechtlicher und außerstrafrechtlicher Streitschlichtung

KRIMINOLOGISCHE FORSCHUNGSGRUPPE DER BAYER. POLIZEI
BAYER. LANDESKRIMINALAMT MÜNCHEN



•BELEIDIGUNGEN": KONFLIKTREGELUNG DURCH ANZEIGEERSTATTUNG?

Eine Untersuchung zu den Möglichkeiten strafrecht 1 icher und
außerstrafrechtlicher Streitschiichtung

von

Hiebke Steffen

unter Mitarbeit von

Peter Czogalla
Klaus Erdmann

Siegfried Kammhuber

München 1986



ISßN-3-924400-06-7

Jeglicher Nachdruck sowie jede Vervielfältigung - auch

auszugsweise - ist untersagt.

Herstellung: Druckerei Oiem, Inh. J.P. Heindl, 8069 Paunzhausen



Inhaltsverzeichnis Seite

1. Auftrag, Fragestellung, Methoden und Materialien
der Untersuchung

1.1 Auftrag des Bayer. Staatsministeriums des Innern 7

1.2 Ansatz und Fragestellung der Untersuchung 9

1.3 Methoden und Materialien der Untersuchung 15

1.3.1 Methoden: 15
Auswertung von Statistiken und Dokumentenanalyse

1.3-2 Auswahl des in die Untersuchung einzubeziehenden 16
Polizeibereiches

1.3-3 Beschreibung des in die Untersuchung einbezogenen 19
Polizeibereiches:
Die Polizeidirektion Erding

1.3.4 Materialien: 21
Polizeiliche Ermittlungsvorgänge

1.3.4.1 Zahl der erfaßten und in die Untersuchung 21
einbezogenen polizeilichen Ermittlungsvorgänge
zu "Beleidigungen"

1.3.4.2 Untersuchungsjahre 22

1.3.4.3 Exkurs: Bedeutung der Tatzeit bei 24
"Beleidigungen"

1.3.4.4 Vergleichbarkeit der Untersuchungsergebnisse 25
mit denen früherer Untersuchungen

1.3.4.5 Strafgeset2liche Einordnung der polizeilich 26
bearbeiteten "Beleidigungen"

1.3.4.6 Statistische Erfassung der polizeilich 28
bearbeiteten "Beleidigungen"

1.3.5 Materialien: 29
Sühneversuche der Gemeinden



2. Die soziale Relevanz von "Beleidigungs"- 31
Konflikten:
Das Interesse der Opfer von "Beleidigungen" an
einer Strafverfolgung

2.1 Anzeigeerstattung als Strategie der Konf1ikt- 31
austragung

2.1.1 Aussagekraft der Kriminalstatistiken für die 34
<qualitative> Bedeutung der (quantitativen)
Registrierungshäufigkeit von "Beleidigungen"

2.1.2 Die soziale Relevanz von "Beleidigungen": 36
Umfang und Entwicklung der polizeilich
registrierten "Beleidigungs"-Kriminalität in
Bayern

2.2 Das Interesse der Opfer von "Beleidigungen" an 39
einer Strafverfolgung: Strafantragsstellung und
Hinzuziehung von Rechtsanwälten

2.2.1 Strafantrag 3g

2.2.2 Hinzuziehung von Rechtsanwälten 39

2.3 Die soziale Relevanz von "Beleidigungs"- 41
Konf1ikten:
Zusammenfassung und Wertung der Ergebnisse

3. Konfliktsituationen bei "Beleidigungen": 42
Die sozialen Sachverhalte hinter den
atrafrechtlichen Tatbeständen

3.1 Das soziale Profil der "Beleidigungs"-Konf1ikte: 42
"Gleichheit" und "Ungleichheit" zwischen den
Beteiligten

3.1.1 "Täter" und "Opfer" bei "Beleidigungs"-Konf1ikten 44

3.1.2 Die Bedeutung der Nationalität der Betel 1 igten 46

3.1.3 Die Bedeutung des Alters der Beteiligten 48

3.1.4 Die Bedeutung des Geschlechtes der Betei1 igten 51

3.1.5 Die Bedeutung der sozialen Stellung/Schicht- 53
Zugehörigkeit der Beteiligten



3.1.6 Die Bedeutung der Vor<strafen)Belastung der 57
"Täter "

3.1.7 Zusammenfassung: 58
"Gleichheit" und "Ungleichheit" zwischen den
Beteiligten

3.2 Das soziale Profil der "Beleidigungs"- 61
Konfliktsituationen:
Art, Intensität und Dauer der sozialen Beziehungen
zwischen den Tat(Konflikt)betei1 igten

3.2.1 Die Art der sozialen Beziehungen zwischen den 62
Beteiligten:
Anlasse und Ursachen der "Beleidigungs"-
Konflikte

3.2.2 Die Intensität der sozialen Beziehungen zwischen 65
den Beteil igten:
Zum Grad der Bekanntheit zwischen den
Konfliktbeteiligten

3.2.3 Die Belastung der sozialen Beziehungen zwischen 67
den Betei1 igten:
Die Dauer der "Beleidigungs"-Konf1ikte vor
der Anzeigeerstattung

3.3 Das soziale Profil der "Beleidigungs"- 70
Konfliktsituationen:
"öffentl ichkeit" und "Pi-ivatheit" bei der
Tatbegehung

3.3.1 Tatörtlichkeit . 71

3.3.2 Anwesenheit von "Dritten" 72

3.4 Das soziale Profi 1 der "Beleidigungs"- 7 4
Konfliktsituationen:
Personenbezogene, rollenbezogene und normbezogene
Konflikte

3.4.1 Personenbezogene Konfliktsituationen: 77
"Beleidigungen" zwischen Verwandten und Freunden

3.4.2 Personenbezogene Konfliktsituationen: 79
"Beleidigungen" zwischen Nachbarn

3.4.3 Von personenbezogenen zu rollenbezogenen 81
Konf1iktSituationen:
"Beleidigungen" zwischen Bekannten



3.4.4 Rollenbezogene Konfliktsituationen: 84
"Beleidigungen" in berufsbezogenen
SozialbeZiehungen

3.4.5 Normbezogene Konf1iktsituationen: 87
"Beleidigungen" unter Fremden

4. Die strafrecht 1iche Relevanz der "Beleidigungs"- 92
Konflikte:
Recht1iche Grundlagen, justitielle Erledigung und
polizeiliche Behandlung

4.1 Rechtliche Grundlagen und Bewertungen der 93
"Beleidigungs"-Konflikte

4.2 Justitielle Behandlung der "Beleidigungen": 97
Die Erfolglosigkeit privater Strafanzeigen

4.2.1 Verurteilungen bei "Beleidigungen" °°

4.2.1.1 Auswertung der Kriminalstatistiken °8

4.2. 1.2 Auswertung der Projektdaten: ^ 2
Relevanz der "Beleidigungs"-
Konf1iktsituationen für die justitielle
Erledigung

4.2.2 Privatklageverfahren: 103
Keine Stärkung der Stellung des Verletzten in
der Rechtswirklichkeit

4.2.3 Sühneversuche bei "Beleidigungen": 112
Keine Stärkung des Aussöhnungsgedankens in der
Rechtswirklichkeit

4.2.3. 1 Projektdaten; 114
Sühneversuche im Untersuchungsbereich

4.3 Polizeiliche Behandlung der "Beleidigungs"- 117
Konf1ikte:
Konf1iktregelung durch Anzeigeerstattung?

4.3.1 Dauer, Art und Umfang der polizeilichen 120
Ermittlungen

4.3.1.1 Dauer der polizeilichen Ermittlungen von der 120
Anzei geerstattung bis zur Abgabe an die
Staatsanwaltschaft

4.3.1.2 Art und Zahl der Ermittlungsmaßnahmen 120

4.3.1.3 Umfang der polizeilichen Ermittlungen 121



4.3.2 Relevanz der "Beleidigungs"-Konfliktsituationen 122
für die polizeiliche Ermittlungstätigkeit

4.4 Vergleich zwischen der polizeilichen und der 126
justitiellen Behandlung von "Beleidigungs"-
Konflikten

5. Konfliktaustragung und Konfliktregelung bei 128
"Beleidigungen":
Möglichkeiten der strafrechtlichen und der
außerstrafrecht1ichen Streitschiichtung

5.1 Die Konfliktverarbeitungsfähigkeit der 130
(Rechts)instanzen:
Themen und Aussagen der gegenwärtigen
kriminologischen und kriminalpolitisehen
Diskussion

5.1.1 Entrecht1ichung und Abschaffung des Strafrechts 132

5.1.2 Verbesserung der Stellung des Opfers im 134
Strafverfahren

5. 2 Bedingungen und Probleme der strafrecht1ichen 138
(justizförmigen) Konfliktregelung

5.3 Vermittlungsorientierte Konfliktaustragung als 144
Alternative zur justizförmigen Konfliktregelung

5.4 Folgerungen:
Justizförraige und vermittlungsorientierte 152
Verfahren als komplementäre Strategien der
Konfliktaustragung

5.5 Vorschlag für die Regelung von sozialen Konflikten 157
am Beispiel der "Beleidigungs"-Kriminalität

5.5.1 Strafrechtliche/justizförmige Konfliktregelungen 153

5.5.1.1 Offizialverfahren 15g

5.5.1.2 Privatklageverfahren Igg

5.5.1.3 Polizeiliche Anzeigebearbeitung lg^

5.5.2 Vermittlungsorientierte Regelungen 165

5.5.2.1 Vergleichsbehörden/Sehiedsmanner 1S5



5.5.2.2 Vorschlag:
Einrichtung öffentlicher "Beratungsstellen" 168
bei den Gemeinden

5.5.3 Konzeption für die Austragung und Regelung der 171
sozialen Konflikte "Beleidigungen"

6. "Beleidigungen": Konf1iktregelung durch 174
Anzeigeerstattung?
Zusammenfassung der Untersuchungsergebnisse

Abkürzungsverzeichnis 179

Verzeichnis der Tabellen und Schaubilder 181

Literaturverzeichnis 183



1. Auftrag, Fragestellung, Methoden und Materialien der
Untersuchung

1.1 Auftrag des Bayer. Staatsministeriunis des Innern

Das Bayer. Staatsministerium des Innern (BStMI) erteilte der

Kriminologischen Forschungsgruppe der Bayerischen Polizei im

Bayer. Landeskriminalamt den AuftragH), die "Entwicklung der

Beleidigungsdelikte in den Dienstbereichen mit besonders

außergewöhnlichen Veränderungen" zu untersuchen.

Anlaß für diese Auftragserteilung war die bereits im

Dreivierteljahresvergleich (1983 gegenüber 1982) der

kriminalstatistischen Daten ersichtliche starke Zunahme der

Registrierungshäufigkeit von "Beleidigungen", also von

Straftaten, die in Bayern ohnehin schon sehr viel häufiger

angezeigt und polizeilich bearbeitet wurden als im übrigen

Bundesgebiet. Diese Delikte hatten in Bayern im ersten

Drei viertel jähr 1983 um 12,3/i zugenommen - im Vergleich zu der

Zunahme der insgesamt registrierten Kriminalität um 2,2Z ein

überdurchschnittlich hoher Anstieg, der durch das

Jahresergebnis dann bestätigt wurde: "Beleidigungen" hatten

1983 gegenüber dem Vorjahr um 11,7% zugenommen, die insgesamt

registrierte Kriminalität dagegen nur um 0,8/i.

Die 26 Schutzbereiche (Polizeidirektionen, PD) der

Flächenpräsidien und das Pol i zei präsi di.um (PP> München waren an

dieser Insgesamtzunahme der "Beleidigungen" in

unterschiedlichem Ausmaß betei1 igt: Im Bereich von 8

Polizeidirektionen ging die Registrierungshäufigkeit zurück, in

1) Mit IMS vom 22.12.1983 Nr. I C 5 - 2312 - 23/8



5 Bereichen lag sie unter und in 13 Schutzbereichen und dem PP

Hünchen deutlich über dem Landesdurchschnitt(2).

Der Auftrag des BStMI lautete, in die Untersuchung zunächst die

3 Polizeidirektionen mit den höchsten relativen Zunahmen an

registrierten "Beleidigungen" aufzunehmen: Also die PD Coburg,

Krumbach und Erding. Da erste Ergebnisse möglichst schon bis

2ur Bekanntgabe der Gesamtkriminalitätsentwicklung Bayerns im

Jahr 1983 durch den Herrn Staatsminister des Innern im

Februar/März 1984 vorliegen sollten, wurde mit Zustimmung des

BStMI mit der Erhebung und Auswertung der Anzeigen wegen

"Beleidigungen" begonnen, die in den Jahren 1982 und 1983 im

Bereich der PD Erding polizeilich bearbeitet wurden.

Ein Zwischenbericht über die ersten Ergebnisse und das

beabsichtigte weitere Vorgehen wurde dem BStMI am 08. März 1984

vorgelegt.

2) Im Drei viertel Jahresvergleich wiesen 10 Polizeidirektionen
besonders hohe prozentuale (nicht unbedingt absolute ! ) Zunahmen
auf :

PD
PD
PD
PD
PD
PD
PD
PD
PD
PD

Coburg H
Krumbach H
Erding H
Rosenheim
Traunstein H
Dillingen H
Erlangen -"
Fürstenfeldb. •
Fürth n
Weiden

- 57
t- 55
f 46
• 39
39

c 38
• 37

• 35
• 29
• 25

*/.
V.
•/.
'/.
7.
Y.
V.
7.
'/.
X

(= 67
( = 165
(= 74
<= 91
( = 130
(= 47
(= 59
(=106
(= 73
(= 40

Fälle)
Fälle
Fälle)
Fälle
Fälle!
Falle
Fälle!
Fälle
Fälle)
Fälle



1.2 Ansatz und Fragestellung der Untersuchung

Am Beispie) der AI 1tagskriminalitat "Beleidigungen" lassen sich

die Bedingungen, Grenzen und Auswirkungen der strafrechtlichen

Konfliktregelung, und hier insbesondere die Konsequenzen, die

sich dafür aus der fast völligen Ausschaltung des Opfers und

seiner Belange aus dem Strafverfahren ergeben, besonders gut

aufzeigen.

Denn der Widerspruch, der nicht selten gerade bei diesen

AI 1tagskonf1ikten(3) im sozialen Nahraum zwischen ihrer

geringen strafrechtlichen Relevanz, ihrer extrem geringen

Verurteilungswahrscheinlichkeit und dem oft sehr erheblichen

Konfliktregelungs(Straf?)bedürfnis der Betroffenen besteht(4t -

insbesondere und nicht zuletzt zu erkennen an der großen

Anzeigehäufigkeit von "Beleidigungen" ~, kann eine seiner

Ursachen in der unbefriedigenden und unzulänglichen

strafrechtlichen Behandlung und Regelung dieser Konflikte

haben.

3) "Alltägliche Vorkommnisse" nennt sie bereits der Gesetzgeber
von 1924 bei der Aufnahme der Privatklage in die
Strafprozeßordnung.

4) Vgl. dazu die entsprechenden Untersuchungsergebnisse bei
Hanak 1984.
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Unbefriedigend und unzulänglich ist die derzeitige

strafrechtliche Konf 1 iktregelung bei "Beleidigungeri" 15)

deshalb, weil sie

den Charakter und die Bedeutung dieser "kriminellen"

Verhaltensweisen als soziale Konf1ikte zwischen "Tätern"

und "Opfern" als verschiedenen Mitgliedern einer

Gesellschaft verkennt bzw. nicht ausreichend - z.B. durch

eine umfassende Beteiligung zumindest des Opfers am

Strafverfahren - berücksichtigt, sondern stattdessen

auch hier, dem Ausschiießlichkeitsanspruch des staatlichen

Strafanspruchs folgend, diese Konflikte verrecht 1icht,

also komplexe soziale Sachverhalte auf das strafrechtlich

Machbare und Handhabbare reduziert und entsprechend

das justitielle Tätigwerden auf die strafrechtliche

Ahndung der wenigen Fälle beschränkt, bei denen ein

Angriff auf die staatliche Ordnung, auf das Gemeinwesen,

unterstellt werden kann,

- in der ganz überwiegenden Zahl der angezeigten

"Beleidigungen" das Opfer aber mit 'seiner Betroffenheit

durch die erfahrene "Beleidigung", mit seinem

Sühneanspruch und seinen Konfliktregelungsbedürfnis allein

läßt, ihm (und selbstverständlich auch nicht dem Täter) -

entgegen und abweichend von den dafür vorgesehenen und

vorhandenen rechtlichen Möglichkeiten - faktisch keine

Mitwirkungsrechte bei der strafrechtlichen

Konfliktregelung gibt und

5) Und nicht nur bei "Beleidigungen", wie die seit einigen
weni gen Jahren in der kr itninologi sehen Forschung und jetzt auch
in der kriminalpolitischen Auseinandersetzung insbesondere
unter dem Thema "Stellung und Belange des Opfers im
Strafverfahren" geführte Diskussion deutlich macht; vgl. dazu
z.B. die Beiträge bei Kirchhoff/Sessar 1979; Janssen/Kerner
1985; die Verhandlungen des 55. Deutschen Juristentages 1984
zur "Rechtsstellung des Verletzten im Strafverfahren"; die
Bestandsaufnahme zum Opferschutz und zur Opferberatung bei
Schuster 1985; den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Verbesserung der Stellung des Verletzten im Strafverfahren vom
13.01. 1986.
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auch außerhalb dieser strafrecht1ichen Konfliktregelung

den Tat- und dami t Konf1iktbeteil igten kaum Möglichkeiten

und Einrichtungen zur Verfügung stellt, bei denen sie

ihre subjektiven Gerechtigkeitsvorstellungen, ihre Art der

Konfliktwahrnehmung und ihre Bedürfnisse nach einer

Konfliktaustragung und -regelung zum Ausdruck bringen

können.

Die ausgeprägte und gegenüber früheren Jahren erheblich

gestiegene Anzeigehäufigkeit bei "Beleidigungen" - der Anlaö

dieser Untersuchung - ist ein deutlicher Hinweis darauf, daß

bei "Beleidigungen" die strafrechtliche und die soziale

Relevanz dieser Taten offensichtlich zunehmend weniger

deckungsgleich sind und zunehmend häufiger auseinanderfallen,

daß die justitielle Behandlung dieser Konf1ikte ihrer

tatsächlichen Bedeutung für die Betroffenen auch nicht

annähernd gerecht wird und insoweit unzulänglich ist.

Denn die Anzeigeerstattung von "Beleidigungen" bei der Polizei

läßt sich als eine Strategie der Konfliktaustragung verstehen,

die den Betroffenen angesichts der "offiziellen

Bagatellisierung" dieser Delikte durch Gesetzgebung und

Rechtsprechung und des fast völ1 igen Fehlens alternativer,

außerstrafrecht1 icher Möglichkeiten zur Konfliktregelung als

nahezu einzige Strategie der "öffentlichen" Konf1iktaustragung

zur Verfügung steht und von den Betroffenen dann gewählt wird,

wenn sie andere Strategien der Konf1iktbewältigung, hier

insbesondere die der Konf1iktVermeidung und -begrenzung(6),

nicht (erfolgreich) einsetzen konnten. Die Frage ist nur, ob

und wie erfolgreich diese Strategie sein kann, ob sie

ausreicht, um die mit der "Beleidigung" verbundenen sozialen

Konflikte zu lösen und die Konf1iktregelungs- und

Befriedungsfunktionen des Strafrechts zu sichern.

6) Hie etwa Normalisierungs- und Neutralisierungs-techniken,
Bagatel1isierungen, Meidungsverhalten oder Resignation; vgl.
dazu Hanak 1984 , Falke/Gessner 1982 und die Ausführungen in
Kap.5).
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Wenn die hier vorgelegte Untersuchung im folgenden dieser Frage

auf der Basis polizeilicher Erkenntnisse und Unterlagen

nachgeht, dann setzt sie, diesen Überlegungen folgend,

grundsätzlich an der sozialen Relevanz der "Beleidigungs"-

Konf likte an, also an der Art, der Dauer und der Intensität der-

sozialen Beziehungen, die den angezeigten "Beleidigungen"

zugrunde1 legen und die Betroffenen zu einer Strafanzeige

veranlaßten - und nicht an der strafrechtlichen Relevanz dieser

Konf1ikte, ihrer justitiellen Beurteilung und Bewertung.

Diesem konfliktzentrierten Untersuchungsansatz folgend, wird

dann, ausgehend von den sozialen Konflikten und Problemen, die

mit "Beleidigungen" verbunden sein können, nach

Verfahrensweisen gefragt, die zu ihrer Austragung und

Bearbeitung als besonders geeignet erscheinen. Wir gehen damit

davon aus, daß dem "Pluralismus", der Vielzahl an

unterschiedlichen "Beleidigungs"-Konflikten auch ein

"Plural Ismus" bei den Konf1iktregelungsmöglichkeiten

(Blankenburg u.a. 1982,11) entspricht bzw. entsprechen sollte.

Mit ihrem konfliktzentrierten Ansatz unterscheidet sich diese

Untersuchung nicht nur von den zumeist "bemerkenswert"

(Falke/Gessner 1982,289) justizzentrierten Ansätzen der

bisherigen Diskussion über Alternativen zur justizförmigen

Rechtsdurchsetzung bzw. Konfliktbearbeitung, in der alternative

Verfahrensweisen nur als "kleine Brüder" der Justiz erscheinen,

nur bestimmte Mängel des Justizsystems ausgleichen sollen(7),

sondern auch ganz deutlich von den ebenfalls - wenn auch in

einem gänzlIch anderen Sinne - justizzentrierten Untersuchungen

zur "Beleidigungs"-Kriminalität, die vor allem in den 50er und

60er Jahren durchgeführt worden sind(8).

7) Diese Wertung wird von Falke/Gessner (1982) zwar auf die
Diskusaion von Alternativen zur Ziviljustiz bezogen, läßt sich
aber durchaus auf die gegenwärtige Diskussion der
strafjustitiellen Konfliktregelung übertragen, wie die Beiträge
zu den Themen "Diversion", "Wiedergutmachung", "Opferschutz",
"Opferbetreuung", "Rechtstellung des Verletzten" u.a. nur zu
deutlich machen (s. dazu oben FN 5).

8) So z.B. die Arbeiten von Burth 1950, Rieke 1952, Heesen
1962, Fleskes 1965, Christiansen 1965, von Lippa 1966, Doering
1971
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Denn diese juristisch-kriminologischen Untersuchungen
berücksichtigten nur die Sicht- und Beurteilungsweise der
Justiz, insbesondere die des Gerichts, nicht aber die der
"Täter" und "Opfer", werteten entsprechend fast nur Urteile und
Aburteilungen aus - selbst die staatsanwaltliche Erledigung
wurde kaum berücksichtigt, die polizeiliche Tätigkeit
selbstverständlich schon gar nicht - und fragten in erster
Linie nach der Brauchbarkeit bzw. Rechtfertigung
strafrechtlicher Verfahrensweisen, insbesondere denen des
Privatklageverfahrens und in diesem Sinne dann danach, ob durch
die gesetzliche Ausgestaltung des Ehrenschutzes im deutschen
Strafrecht(9) der Schutz der persönlichen Ehre auch tatsächlich
in ausreichendem Maße gewährleistet sei oder ob "die
Strafrechtspflege zu sehr mit Bagatellbeleidigungen belastet ..
und .. der Strafschutz bei wirklich gravierenden
Ehrverletzungen mit schwerwiegenden Folgen für die
wirtschaftliche Stellung und das gesellschaftliche Ansehen
nicht genügend sei" (Doering 1971,1).
Ein Zitat aus der Arbeit von Rieke (1952) verdeutlicht den
geringen Stellenwert, der in diesen Untersuchungen der
Sichtweise des Opfers bezüglich dessen, was für es selbst
"Ehre" bedeutet, zugebilligt wird - und zeigt damit
gleichzeitig auch die geringe Bedeutung auf, die die
strafrechtlichen Maßnahmen schon damals für die
Konfliktregelung hatten: "Die Ehre ist ein Gut, dessen
Verletzung im besonderen Maße das Vergeltungsbedürfnis des
Betroffenen hervorruft ... Die Unzufriedenheit mit den
Geldstrafen wird zu einem nicht geringen Teil in dieser Weise
auf persönlichem Ressentiment beruhen und daher unbeachtlich

Ziel der hier vorgelegten Untersuchung ist es dagegen, die

Bedeutung von "Beleidigungen" als soziale Konflikte für die

daran Beteiligten - "Täter", "Opfer" und "Instanzen" -

aufzuzeigen und nicht nur die derzeitige, sondern auch die

zukünftig mögliche Situation ihrer strafrechtlichen und

außerstrafrechtlichen Austragung und Regelung zu beschreiben

und zu diskutieren.

Dazu werden folgende Untersuchungsschritte und Analysen

vorgenommen:

1. "Registrierungshäufigkeit von Beleidigungen":

9)Die gesetzlich nicht näher umschriebene "Beleidigung" wird
durch die Rechtsprechung als "Angriff auf die Ehre eines
anderen durch die Kundgabe von Nicht-, Gering- oder Mißachtung"
verstanden. Schönke-Schröder zu § 185, Rdn.l.
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Analyse der Anzeigeerstattung, des Interesses der

Verletzten an einer Strafverfolgung, unter dem Aspekt

ihrer Bedeutung als Strategie der Konf1iktaustragung.

2. "Konfliktsituationen bei Beleidigungen"!

Analyse der sozialen Beziehungen zwischen den

Tatbete11 igten nach ihrer Art, Dauer und Intensität und

ihrer Veränderungen gegenüber den Erkenntnissen früherer

Untersuchungen .

3. "Strafrechtliche Konfliktregelung bei Beleidigungen durch

die Instanzen der Strafverfolgung":

Analyse der justitiellen und polizeilichen Behandlung von

"Beleidigung^"-Anzeigen.

4. "Pluralismus von Konflikten und Konfliktregelungs-

möglichkeiten":

Diskussion alternativer strafrechtlicher und

äußerstrafrechtlicher Möglichkeiten der Konf1iktregelung.
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1.3 Methoden und Materialien der Untersuchung

1.3.1 Methoden: Auswertung von Statistiken und
Dokuntentenanalyae

Bei der Beantwortung der Untersuchungsfragen konnte nur zum

geringeren Tei1 auf bereits vorhandene, prozeflproduzierte Daten

zurückgegriffen werden: So z.B. auf die Daten der

Kriminalstatistiken bei den Fragen nach der Bedeutung der

Anzeigeerstattung als Strategie der Konfliktaustragung bei

"Beleidigungen".

Der weitaus größte Teil der Untersuchung bezieht sich auf

Materialien, die mit der Methode der Dokumentenanalyse erst

erhoben werden mußten. Dem Ansatz der Untersuchung

entsprechend, mit dem insbesondere auch die vor einer

justitiellen/gerichtlichen Erledigung ablaufenden Phasen der

Konfliktaustragung erfaßt und analysiert werden sollen, wurden

dafür vor allem polizeiliche Unterlagen und nicht - wie bei den

bereits zitierten justizzentrierten Untersuchungen -

Gerichtsakten ausgewertet; die Entscheidung für diese

Materialbasis bedeutet gleichzeitig, daß keine

Privatklageverfahren in die Untersuchung einbezogen werden, da

bei diesen die Anzeigen ganz überwiegend direkt und ohne

vorherige Einschaltung der Polizei bei Gericht eingereicht

werden.

Mit der Entscheidung für die polizeilichen Unterlagen und

Erkenntnisse werden gleichzeitig die Aufgaben, Vorgehensweisen

und Ergebnisse der Polizei bei der Anzeigenbearbeitung und

Konfliktregelung betont: Also der Instanz der strafrechtlichen

Sozialkontroile, deren Tätigkeit und Erkenntnisse in den

justizzentrierten Untersuchungen zu diesem Bereich ebensowenig

Beachtung oder auch nur Erwähnung gefunden haben wie im

juristischen Schrifttum überhaupt, wenn es um Fragen der

Verbrechensbekämpfung und Kriminalitätskontrolle geht, deren

Beitrag zur Konfliktregelung aber gerade bei diesen Taten mit

relativ geringer strafrecht1 icher Relevanz von erheblicher

Bedeutung ist <vgl. dazu die Ausführungen in Kap.4.3).
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Ausgewertet und In die Untersuchung einbezogen wurden:

1. Alle polizeiliehen Ermittlungsvorgänge zu

"Beleidigungen", die in den Jahren 1974, 1982 und

1983 im Bereich einer bayerischen Polizeidirektion

polizeilich bearbeitet, statistisch erfaßt und im

AuswertungsJahr 1984 noch greifbar waren. Die

Erhebung erfolgte anhand der in der Polizeilichen

Kriminalstatistik (PKS) ausgewiesenen Anzeige-

tagebuch-Nummern , die Auswertung mit Hilfe eines

standardisierten Erhebungsbogens.

2. Die Erledigungen dieser Verfahren durch die

Staatsanwaltschaft (beim Landgericht München 11).

3. Alle Sühneversuche zu "Beleidigungen", die von den

Gemeinden Im Bereich der in die Untersuchung

einbezogenen Polizeidirektion in den Jahren 1982 und

1983 durchgeführt worden sind.

1.3.2 Auswahl des in die Untersuchung einzubeziehenden
Polizeibereiches

Der Auftrag des BStMI lautete, in die Untersuchung zunächst die

drei Polizeidirektionen mit den höchsten prozentualen Zunahmen

an polizeilich registrierten Beleidigungen (s.o.Kap.1.1)

einzubeziehen: Die PD Coburg, Krumbach und Erding.

Nach der Vorlage des Zwischenberichtes über die ersten

Ergebnisse der Aktenanalyse wurde mit Zustimmung des BStMI die

Untersuchung auf die im Bereich der PO Erding polizeilich

bearbeiteten Beleidigungsanzeigen beschränkt(10) . Denn:

10) Wir möchten nochmals und auch an dieser Stelle den Beamten
der PD Erding für ihre verstandnisvolle, zuverlässige und
bereitwi11 ige Unterstützung herzlich danken, ohne die die
Durchführung dieses Forschungsvorhabens nicht möglich gewesen



17

Der Anfi.il an Beleidigungsanzeigen in diesem

Direktionsbereich - ca. 500 Vorgänge für die Jahre

1982 und 1983 - war für die Beantwortung der

untersuchungsrelewanten Fragen ausreichend groß und

erlaubte eine von den personellen Möglichkeiten der

Kriminologischen Forschungsgruppe der Bayer. Polizei

her noch in einem angemessenen Zeltraum zu

bewältigende Totalerhebung, der der Vorzug vor einer

Stichprobenerhebung gegeben wurde.

Die PD Coburg wies zwar einen ähnlich hohen Anfall
auf, hatte aber in dem interessierenden
Deliktsbereich 1983 gegenüber 1974 nur eine Zunahme
von 5,1 V. - gegenüber einer Zunahme im Bereich der
PD Erding von 89,9 '/..

Und die PD Krumbach hatte zwar mit einer Zunahme von
126,9 '/. eine noch höhere Steigerungsrate, mi t 1025
in den Jahren 1982 und 1983 statistisch erfaßten
Beleidigungsanzeigen aber auch einen fast doppelt so
hohen (und damit für diese Untersuchung zu hohen)
Anfall.

Die PD Erding gehört zu den fünf

Polizeidirektionen, in denen das - inzwischen von

allen Polizeidirektionen Bayerns übernommene

Informationssystem für die Bayer. Polizei tIBP) seit

dem 01.01.1982 erprobt wurde.

Bereits 1982 wurden deshalb die polizei1 ich

bearbeiteten Vorgänge nicht nur zur Polizeilichen

Kriminalstatistik gemeldet und dort erfaßt, sondern

auch im EDV-geführten regionalen Kriminal-

polizeilichen Aktennachweis (KAN). Und zwar in den

Untersuchungsjähren 1982 und 1983 noch so, daß immer

dann, wenn durch eine strafbare Handlung in

Tateinheit mehrere Straftatbestände verletzt wurden,

im KAN alle in Frage kommenden Tatbestände erfaßt

wurden - und nicht, wie in der PKS, nur der mit der

höchsten Strafe bedrohte Tatbestand. Durch diese

Vorgehensweise gab es nur bei der PD Erding die

Möglichkeit, das Meldeverhalten des polizeilichen



18

Sachbearbeiters zur PKS zu untersuchen. Dabei

interessierte insbesondere die Frage danach (und die

Antwort darauf), ob der Sachbearbeiter Tatmehrheit

annimmt, wo immer möglich (um möglichst viele -

geklärte! - Fälle statistisch zu erfassen und die

PKS so "künstlich" aufzublähen) oder ob er im

Gegenteil Tateinheit annimmt, wo immer möglich - und

"Beleidigungen" z.B. dann nicht statistisch erfaßt,

wenn "höherrangige" Delikte - wie

Körperverletzungen, Hausfriedensbruch oder

Widerstand — mit ihnen verbunden waren.

Um das Meldeverhalten der polizeilichen

Sachbearbeiter unter diesem Gesichtspunkt zu

untersuchen, wurde die PD gebeten, alle

Ermittlungsvorgänge der Jahre 1982 und 1983 zur

Auswertung zu überlassen, in denen ausweislich der

KAN-Erfassung auch oder ausschließlich

"Beleidigungen" angezeigt und bearbeitet worden

waren. Der Abgleich dieser Vorgänge mit denen zur

PKS gemeldeten "Beleidigungen" erlaubte dann

Aussagen zur Zuverlässigkeit und Gültigkeit der

statistischen Erfassung in diesem Bereich (s. dazu

unten Kap.1.3.4.5).

Die Kriminalitätssituation und -entwicklung im

Bereich der PD Erding entspricht weitgehend dem

bayerischen Durchschnitt und ist insoweit

verallgemeinerungsfähig (vgl. dazu Kap. 1.3.3).

Wie die Antworten der bayerischen Polizeipräsidien

auf eine entsprechende Anfrage des BStfil (IMS vom

14.11.1983 Nr. I C 5-2305-105/8) zeigen, sind für

keinen Polizeibereich außergewöhnliche und vom

Landesdurchschnitt abweichende Entwicklungen bei den

"Beleidigungen" festzustellen. Eine Ausweitung der

Untersuchung auf andere Polizeibereiche Bayerns

hätte damit keine so neuen und wichtigen
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Erkenntnisse gebracht, daß dieser Mehraufwand

gerechtfertigt gewesen wäre.

1.3.3 Beschreibung des in die Untersuchung einbezog«n*n
Polizeibereiches: Die PD Erding

Die PD Erding liegt im Regierungsbezirk Oberbayern, gehört zun

Bereich des PolizeiPräsidiums (PP) Oberbayern und grenzt im

Osten/Nordosten an den Landkreis München an. Die drei

Kreisstädte Ebersberg, Erding und Freising sind jeweils

Endhaltepunkte der S-BahnVerbindungen nach München.

Die PD Erding ist mit 7 Polizeiinspektionen (PI) - Dorfen,

Ebersberg, Erding, Frei sing, Moosburg a. d. Isar, Neuf ahm,

Poing -, 1 Kriminalpolizeiinspektion (KPI Erding) und 1

Verkehrspolizei Inspektion (VPI) mit insgesamt 520 Dienstkräften

für die 3 Landkreise Ebersberg, Erding und Freising mit

insgesamt 71 Gemeinden zuständig(11).

Auf 2.240 qkm Fläche waren in PD-Bereich zum 30.06.1983 302.197

Einwohner gemeldet; die Einwohnerdichte von 135 Einwohnern/qkm

liegt etwas unter der durchschnittlichen Dichte für Bayern von

155 Einwohnern/qkro und variiert bei den drei Landkreisen von

101 Einwohnern/qkm in Erding bis zu 177 Einwohnern/qkm in

Ebersberg. Von den 71 Gemeinden haben nur Frei sing mit 36.000

und Erding mit 24.000 Einwohnern mehr als 20.000 Einwohner

(Ebersberg: 8.600 Einwohner).

Die PD Erding gehört damit zwar von Einwohnerzahl und -dichte

her zu den eher ländlich strukturierten Gebieten Bayerns - in

denen mit 63'/. der größte Teil der Wohnbevölkerung Bayerns

lebt<12)-, kann Jedoch wegen ihrer Zugehörigkeit zun

11) Vgl. dazu auch die Angaben bei Ernst 1985.

12) Im Bundesdurchschnitt sind dagegen 1983 nur mehr 41 V. der
Wohnbevölkerung in Gemeinden mit weniger als 20.000 Einwohnern
gemeldet.
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Ballungsraum der Millionenstadt München auch nicht

"klassisches flaches Land" angesehen werden.

mehr als

Die Kriminalitätsentwicklung im Bereich der PD Erding in den 10

Jahren von 1974 bis 1983 <= Untersuchung^jähr> bestätigt diese

Annahme: Gesamt- und Deliktskriminalität nehmen stärker zu, als

es der Tatortgrößenklasse Erdings (unter 20.000 Einwohner) und

auch dem gesamtbayerischen Durchschnitt entsprechen würde (vgl.

dazu auch Tab. 1 und Schaubild 1):

Bereich

PD Erding

83:74 in

-20 000 E.

83:74 in

Bayern

83:74 in

Bevölkerung

74
83
V.

74
83
7.

74
63
7.

7
6

10
10

277
302

053
888

848
964

471
197

+8,9

649
132

-2,4

016
228

+ 1 , 1

Ges.kri m.

7
10
+

451
052
34,9

188 720
232 121

+23,0

419
533

+

253
770

27,3

HZ
(13)

2685
3326
+23,9

2675
3370
+26,0

3865
4866
+25,9

Beleid.

166
315

+89,9

5755
9366

+62,8

10 864
17 975
+65,5

HZ
(13)

60
104
+ 73,

82
136
+65,

100
164
+64,

3

9

0

Im Vergleichszeiträum 1974 bis 1983 nimmt die polizeilich

registrierte Gesamtkriminalitat im Bereich der PD Erding um 35'/.

zu, die "Beleidigungen" um 90K. Das sind - bei absolut

natürlich sehr viel niedrigeren Ausgangs- und Endzahlen -

relativ stärkere Zunahmen als in Bayern insgesamt mit einer

Zunahme von 26'/. für die Gesamt- und 66/i für die

Deliktskriminalität.

Der Vergleich der Häufigkeits- oder Belastungsziffern (HZ)

zeigt allerdings, daß trotz dieser relativ stärkeren Zunahmen

die Belastung in der PD Erding mit Gesamt- und

Deliktskriminalität im Vergleichszeitraum niedriger bleibt als

in Gesamtbayern und in der Tatortgrößenklasse der Gemeinden

unter 20.000 Einwohnern.

13) HZ = Straftaten/100.000 der Wohnbevölkerung
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Zu den bereits genannten (s.o.Kap.1.3.2) Gründen, die für die

Einbeziehung der PD Erding für diese Untersuchung sprechen,

kommen damit die der Bevölkerung^— und Kriminalitätsstruktur

dieses Bereiches hinzu:

— Die PD Erding liegt nach den hier überprüften

Merkmalen einerseits im bayerischen Durchschnitt,

ist weder nach oben noch nach unten ein "Ausreißer";

damit werden die Ergebnisse und Befunde durchaus

verallgemeinerungs- und übertragungsfähig.

Andererseits sind die relativen Zunahmen im hier zu

untersuchenden Kriminalitätsbereich der

"Beleidigungen" doch so erheblich und bemerkenswert,

daß Erkenntnisse zu den Gründen und Ursachen dieser

auffallenden Veränderungen erwartet werden können.

1.3.4 Materialien: Polizeiliche Ermittlungsvorgänge

1.3.4.1 Zahl der erfaßten und in die Untersuchung
einbezogenen polizeilichen
ErmittlungsVorgänge zu "Beleidigungen"

Ausgangs- und Bezugspunkt für die Erfassung der polizei1ichen

Ermittlungsvorgänge zu "Beleidigungen" waren die für die PD

Erding in der Polizei 1ichen Kriminalstatistik ausgewiesenen

Angaben. Danach wurden im PD-Berelch angezeigt und polizeilich

bearbei tet:

1982: 228 Vorgänge

1983: 315 Vorgänge

Aufgrund der von der PD Erding dann übersandten "Beleidigungs"-

Anzeigen konnten für
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1982: 188 Erfassungsbelege

1983: 243 Erfassungsbelege

erstellt werden. Für die Differenz zwischen der Anzahl der

statistisch ausgewiesenen Vorgänge und derjenigen der dann

tatsächlich erstellten Erfassungsbelege sind drei Faktoren

verantwortlich:

1. Vorgänge mit mehreren Beschuldigten werden in der

PKS entsprechend der Zahl der Beschuldigten mehrfach

gezählt; in der Untersuchung wurden sie jedoch

fallbezogen ausgewertet und entsprechend als 1

Vorgang auf 1 Erfassungsbeleg erfaßt. Für 1982

wurden so 20 statistische Einzel Vorgänge zu 9

Untersuchungsfällen zusammengefaßt, für 1983 49

statistische Einzel Vorgänge zu 22

Untersuchungsfällen.

2. Die Kontrolle der statistischen Erfassung mit den

KAN-Daten ergab, daß 1982 8 und 1983 24

"Beleidigungen" nicht in der PKS erfaßt worden

waren. Diese Vorgänge wurden jedoch in die

Untersuchung mit einbezogen.

3. Zum Zeltpunkt der Aktenanalyse im 1. Halbjahr 1984

waren 37 Vorgänge aus 1982 und 69 Vorgänge aus 1983

nicht greifbar und konnten deshalb auch nicht

ausgewertet werden.

1.3.4.2 UntersuchungJahre

Die Untersuchung erstreckte sieh zunächst nur auf die Jahre

1982 und 1983, für die nach den PKS-Daten eine besonders

auffällige Entwicklung der. statistisch ausgewiesenen Daten

festzustellen gewesen war (nämlich eine Zunahme der

"Beleidigungen" um 38X 1983 gegenüber 1982; s. dazu oben

Kap. 1.3.3).
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Bei der Auswertung der insgesamt 431 Erfassungsbelege, die für

die angezeigten "Beleidigungen" dieser beiden Jahre erstellt

werden konnten, nach der tatsächlichen Tatzeit der

Straftaten (14) schien sich diese überdurchschnittlich hohe

relative Zunahme zunächst als bloß statistisches Phänomen zu

erweisen, da nach dem Kriterium der "Tatzeit" für die beiden

Jahre annähernd gleich viele Belege erstellt worden waren,

nämlich 203 bzw. 209 Belege. Bei der genaueren Überprüfung

stellte sich dann heraus, daß

1982 relativ viele "Beleidigungen" verübt und

angezeigt, aber erst 1983 statistisch erfaßt worden

sind, denn 34 (oder 14X) der 243 Belege mit dem PKS-

Jahr 198 3 haben ihre Tatzeit 1982 (für 1982 macht

der Anteil der "Beleidigungen" aus dem Vorjahr nur

10X aus) (15);

- zum Zeitpunkt der Auswertung noch relativ viele

Vorgänge mit der Tatzeit November/Dezember 1983 i»

Geschäftsgang waren und deshalb nicht berücksichtigt

werden konnten.

Für die Auswertung und Aufbereitung der Daten bedeuten diese

Ergebnisse zu PKS- und Tatjahren, daß

die Vorgänge aus den beiden Erfassungsjahren zwar

einerseits als Gesamtstichprobe behandelt werden

können, daß aber

14) Den Jahresbeständen der PKS werden die Straftaten nicht
entsprechend der Tatzeit, sondern entsprechend (dem
Verwaitungsdatum) des Zeitpunktes ihrer statistischen Erfassung
zugewiesen.

15) Tat.iahr

1981
1982
1983
insg.

PKS-Jahr
1982 1983
19

169 34
209

188 243

insg.
19

203
209
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andererseits aus ihrer Auswertung auch nur bedingt

Erkenntnisse zu den möglichen Ursachen der

statistischen Veränderungen erwartet werden dürfen,

da tatsächlich, nach der Tatzeit, im

Untersuchungsmaterial eben keine solche

Veränderungen vorliegen.

Unsere Absicht, Erkenntnisse zu möglichen Veränderungen,

Entwicklungen bei den "Beleidigungs"-Konf 1 litten und deren

Ursachen durch die zusätzliche Auswertung von Vorgängen zu

gewinnen, die 1974, also vor zehn Jahren statistisch erfaßt

worden waren, konnte nicht verwirklicht werden, da wegen der

kurzen Aussonderungsfristen für Vergehen von den insgesamt 166

in diesem Jahr im Bereich der PD Erding erfaßten

"Beleidigungen" 1984 nur mehr 32 Vorgänge greifbar waren und

ausgewertet werden konnten. Da für diese Daten <schon aufgrund

der geringen Zahl) keine Unterschiede zu denen der anderen

beiden Jahre festzustellen waren, wurden diese Vorgänge der

Gesamtstichprobe zugezählt, die damit

463 Erfassungsbelage

umfaßt.

1.3.4.3 Exkurs: Bedeutung dar Tatealt bei "Beleidigungen"

"Beleidigungen" sind Delikte, die nach den

Untersuchungsergebnissen und nach der PKS-Tatzeitstatistik fast

gleichmäßig häufig in den einzelnen Monaten des Jahres begangen

werden (vgl. dazu auch das Schiubild 2).

Nach der PKS-Tatzeitstatistik der Jahre 1982 und 1983 für

Gesamtbayern sind bei einem (rechnerischen) durchschnittlichen

Monatsanteil von 8,3% die Hintermonate Dezember, Januar und

Februar etwas unterdurchschni ttlich und die Sommermonate Juli

und August etwas überdurchsehni tt1 ich häufig Tatmonate.

Damit kommt der Tatzelt — und das gilt nicht nur für den
Tatmonat - kein besonders erklärender Hart für den Umfang und
die Entwicklung der "Beleidigungs"-Kriminalitat zu. Das gilt
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auch für den uniersuchten PD-Bereich, für den sich eine fast
noch gleichmäßigere Verteilung der "Beleidigungen" auf das
gesamte Jahr festste1len läßt; wobei die Abweichungen vom
Landesdurchschnitt durch die Fallzahlen erklärt werden(16).

1.3.4.4 Vergleichbarkeit der Untersuchungsergebnisae
mit denen früherer Untersuchungen

Für Au5sagen zu möglichen Veränderungen in der Art und der

Struktur der angezeigten t>Beleidigungs"-Konf 1 ikte und ihrer

Behandlung kann wegen der oben diskutierten Erkenntnisse zur

Tatzeit und zum Zeitpunkt der PKS-Erfassung nur auf die

Ergebnisse der früheren, bereits zitierten Untersuchungen zur

"Beleidigungs"-Kriminalität zurückgegriffen werden (vgl. dazu

die Angaben in FN 8).

Wegen der jeweils unterschiedlichen theoretischen und

methodischen Ansätze dieser Untersuchungen untereinander und

gegenüber der von uns durchgeführten, ist die Vergleichbarkeit

der Ergebnisse zwar erschwert, aber nicht unmöglIch.

Alle 7 in die Auswertung einbezogenen Untersuchungen der 50er
und 60er Jahre beziehen sich im Schwerpunkt auf Gerichtsakten,
nur 2 Untersuchungen berücksichtigen auch die von der
Staatsanwaltschaft eingestellten Verfahren.
Ausgewertet werden in 6 Untersuchungen Offizial- und
Privatklageverfahren, in einer Untersuchung (Doering 1971) nur
Privatklageverfahren. 2 Untersuchungen werten zusätzlich noch
Schiedsmannverfahren aus. Gezählt werden entweder die Verfahren
oder die Zahl der Täter/Taten.
Die Auswertung und Aufbereitung des Materials orientiert sich
an den Verfahrensabschlüssen; einbezogen werden mindestens 380
und bis zu 1500 Verfahren.
Den justizzentrierten Zielsetzungen entsprechend werden vor
allem die verfahrensrelevanten Merkmale - wie Alter und
Vorstrafen der Täter, Begehungsarten und Tatsituationen
berücksichtigt und dargestellt.

Da ein wesentlicher Unterschied zu der von uns durchgeführten

Untersuchung darin liegt, daß diese früheren Untersuchungen

16) Diese "fast gleichmäßige" Verteilung der "Beleidigungen"
innerhalb der untersuchten Jahre ist auch in den früheren
Untersuchungen (s.FN 8) festgestellt worden.
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erst auf der Ebene der Justiz ansetzen, haben wir uns

insbesondere wegen der zwischenzeitlich erfolgten Änderungen im

Anzeigeverhalten und in den justitiellen Erledigungspraktiken

aus Gründen der Vergleichbarkeit der Ergebnisse dazu

entschlossen, die Einzel-Ergebnisse dieser Untersuchungen zu

den jeweils einbezogenen Offizial- und den Privatklageverfahren

insgesamt zu betrachten und zu vergleichen.

1.3.4.5 Strafgesetzliche Einordnung der polizeilich
bearbeiteten "Beleidigungen"

Beim ganz überwiegenden Teil der in die Untersuchung

einbezogenen "Beleidigungen" handelt es sich tatsächlich um

Beleidigungen im Sinne des § 185 StGB, sehr viel seltener um

Verstöße gegen die §§ 186 und 1-87 StGB. Denn von den 463

Vorgängen sind

431 oder 93X "Beleidigung" gem. § 185 StGB

31 oder 77. "üble Nachrede" gem. § 186 StGB

18 oder 47. "Verleumdung" gem. S 187 StGB

- 20 oder 4X verstoßen gegen mehrere dieser

Tatbestände.
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Ebenfalls bei der überwiegenden Mehrheit der Vorgänge - bei 406

oder 88% - ist die "Beleidigung" das Hauptdelikt (17), das

allerctings nur bei 280 Vorgängen nicht, und bei 126 Vorgängen

i mmer mit einem oder mehreren Delikten in Tateinheit oder

Tatmehrheit verbunden ist(18).

17) Wenn bei den Vorgängen, bei denen die "Beleidigung" nicht
der einzige verletzte Straftatbestand ist, sondern weitere
Straftatbestände in Ideal- oder Realkonkurrenz dazu verletzt
worden sind, diese "Beleidigung" als "Hauptdelikt" bezeichnet
wird, obwohl die anderen Delikte "höherrangig", d.h. mit einer
nach Art und Maß schwereren Strafe bedroht sind, dann hat das
einen oder mehrere der folgenden Gründe:

1. Bei dieser Untersuchung wurden auch die Vorgänge, bei
denen gleichzeitig und/oder auch zu unterschiedlichen
Zeitpunkten mehrere Tatverdächtige in Erscheinung getreten
und/oder mehrere Verletzte beteiligt gewesen sind, dann
als 1 Vorgang ausgewertet und bezeichnet, wenn sie von dar
Polizei als nur ein Ermittlungsverfahren bearbeitet und an
die Staatsanwaltschaft abgegeben worden sind. Bei
diesen Vorgängen können außer der "Beleidigung" zu
unterschiedlichen Zeitpunkten und mit unterschiedlicher
Tatbeteiligung noch weitere - höherrangige - Straftaten
begangen worden sein, die statistisch zwar gesondert bei
der jeweils mit der höchsten Strafe bedrohten Handlung
erfaßt werden müssen, hier aber dann als "Beleidigung mit
Nebendelikten" ausgewertet worden sind, wenn die bei
diesem Vorgang auch bearbeitete "Beleidigung" ebenfalls
statistisch erfaßt wurde.

2. Nach den Richtlinien zur Führung der Polizeilichen
Kriminalstatistik werden Fälle des
Fortsetzungszusammenhanges oder der Tatmehrheit nur dann
als 1 Fall gemeldet, wenn sie ausschließlich zum Nachteil
nur eines Geschädigten begangen worden sind. Tateinheit
liegt nur dann vor - und nur 1 Fall ist zu melden -, wenn
durch eine Handlung mehrere Strafgesetze oder ein
Strafgesetz mehrfach verletzt werden. Wenn mehrere
selbständige Handlungen zeitlich unmittelbar
zusammenfallen und mit jeder Handlung weitere Personen
geschädigt und/oder weitere Gesetze verletzt werden, liegt
keine Tateinheit vor.

18) Diese Anteile an "reinen Beleidigungen" fallen in den
früheren Untersuchungen so unterschiedlich hoch aus - Fleskes
42%, Christiansen 56%, von Lippa 57X, Heesen und Doering
jeweils 63'/., Rieke 797. und Burth sogar 887. -, daß keine
Aussagen über eventuelle Veränderungen möglich sind.
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Bei diesen 126 Vorgängen, bei denen außer der "Beleidigung"

noch weitere Straftatbestände in Ideal- oder Realkonkurrenz

verletzt worden sind, wird deutlich, in welchem Ausmaß

"Beleidigungen" zum aggressiven Verhaltensbereich gehören(19) -

und auch unter diesem Gesichtspunkt in ihrer (.Schwere-)

Bedeutung gesehen werden müssen: Bei nicht wenigen der

angezeigten Fälle kommt es außer zu der zumeist nur verbal-

aggressiven "Beleidigung" auch noch zu anderen, durchaus

bedenklichen körperlich-aggressiven Handlungen:

Denn wenn bei allen 463 Vorgängen in 108 Fällen

weitere Delikte in Tateinheit hinzukommen, dann

zumeist, bei 88 Vorgängen, <vorsätzliche leichte)

Körperverletzungen, Nötigungen und Bedrohungen,

Widerstände gegen die Staatsgewalt und

Sachbeschädigungen;

und auch bei den 88 Vorgängen mit Delikten in

Tatmehrheit sind es mit 45 Vorgängen wieder

überwiegend diese körperlich-aggressiven Delikte,

dazu kommen dann noch Diebstahl und

Straßenverkehrsdelikte;

— und während nur 4% der "reinen Beleidigungen" auch

tätlich erfolgen - und nicht nur verbal/gestisch -,

trifft diese erheblich aggressivere Art der

Tatbegehung immerhin auf ein Viertel (25%) der

"Beleidigungen mit weiteren Delikten" zu.

1.3.4.6 Statistische Erfassung der polizeilich
bearbeiteten "Beleidigungen"

Der Abgleich zwischen der Art der PKS-Meldungen von

"Beleidigungen" und ihrer Erfassung in

19) So auch Heesen 1962,12: "Mit der Beleidigung, einem
Außerungsdelikt, das zu den Angriffsdelikten gehört, greift der
Täter seinen Gegner in seiner sozialen Stellung an."
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Kriminalaktennachweis(KAN) bei der in die Untersuchung

einbezogenen Polizeidirektion (zu dieser Möglichkeit s.o.

Kap.1.3.2) zeigt, daß die statistische Erfassung der Anzeigen

fast in allen Fällen entsprechend den Richtlinien der PKS

erfolgte - mit der Tendenz, bei mehreren verletzten

Tatbeständen Tateinheit anzunehmen, wo immer möglich, und nur

das mit der höchsten Strafe bedrohte Delikt statistisch zu

erfassen.

428 Vorgänge oder 92X wurden in diesem Sinne korrekt erfaßt, 18

Fälle <4X) hätten anders (nämlich nicht als "Beleidigung")

statistisch erfaßt werden müssen, bei weiteren 7 Fällen (2%)

ist die Erfassung nicht ganz eindeutig.

Da immerhin auch 10 Fälle 12'Ä; darunter 5 "reine

Beleidigungen") nicht als "Beleidigung" statistisch erfaBt

worden waren, obwohl die Voraussetzungen dafür vorlagen, kann

man davon ausgehen, daß - zumindest in dem Bereich der

untersuchten Polizeidirektion — die Zunahme der

Registrierungshäufigkeit von "Beleidigungen" keine Folge

"übertriebener" polizeilicher Meldungen (im Sinne eines

"Nummernschindens") ist, sondern offensichtlich die einer

gestiegenen Anzeigehäufigkeit, möglicherweise auch einer

gestiegenen Deliktshäufigkeit.

1.3.5 Materialien: Sühneversuche der G«Minden

Da den polizeilichen Ermittlungsvorgängen nur ausnahmsweise und

nicht zuverlässig zu entnehmen war, ob bei den vom Staatsanwalt

auf den Privatklageweg verwiesenen "Beleidigungen"

Sühneversuche stattfanden oder nicht - und wenn ja, mit welchem

Ergebnis ~, wurden die Gemeinden im Bereich der PD Erding

gebeten mitzuteilen, ob und mit welchem Ergebnis von ihnen in

den Jahren 1982 und 1983 bei "Beleidigungen" Sühneversuche
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durchgeführt, worden sind und die entsprechenden Unterlagen für

eine Auswertung zur Verfügung zu stellen(20).

Der Bereich der PD Erding umfaßt 71 Gemeinden von denen 68 auf

unsere Umfrage antworteten(21).

In 37 dieser Gemeinden wurden in den Jahren 1982 und 1983

insgesamt 100 Sühneversuche wegen "Beleidigungen" durchgeführt,

davon 37 erfolgreich.

Nur bei 16 dieser 100 Sühneversuche war vorher Strafanzeige bei

der Polizei oder der Staatsanwaltschaft erstattet worden.

20) In Bayern sind die Gemeinden selbst, in deren Gebiet die
Parteien wohnen, für die Vornahme des Sühneversuchs zuständig
und nicht, wie in den meisten anderen Bundesländern, eigens
bestellte Schiedsmänner.

21) Wir möchten auch an dieser Stelle den Mitarbeitern der
Gemeinden für ihre freundliche Mitarbeit und Unterstützung
unseres Forschungsvorhabens danken.
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2. Die soziale Relevanz von "Beleidigungs"-Konf1ikten: Das
Interesse der Opfer von "Beleidigungen" an einer
Strafverfolgung

Das Interesse der Opfer an der Strafverfolgung und damit an

einer "öffentlichen" und "offiziellen" Austragung und Regelung

der "Beleidigungs"-Konf1ikte ist ein Ausdruck für die soziale

Relevanz, die Bedeutung, die diese Konflikte für das Opfer

haben und dokumentiert sich:

1. vor allem und in erster Linie in der Anzeige von

"Beleidigungen" bei den Instanzen der Straf-

verfolgung, hier i nsbesondere bei der Polizei;

2. aber auch in der Stellung eines Strafantrags, der

bei "Beleidigungen" eine Voraussetzung der

Strafverfolgung ist und

3. schließlich auch in dem Ausmaß, mit dem

Rechtsanwälte bei der strafrechtlichen

Konfliktregelung hinzugezogen werden.

2.1 Anzeigeerstattung als Strategie der Konfliktaustragung

Die Erstattung von Strafanzeigen durch die (zumeist privaten)

Opfer von Straftaten ist zwar die mit weitem Abstand häufigste

Art und Weise, mit der strafbare Handlungen zur Kenntnis von

Polizei und Justiz gelangen(22), sie kann aber dennoch nicht

als die normale, übliche Reaktion von Personen angesehen

werden, die Opfer einer Straftat wurden.

22) Im Durchschnitt aller Delikte gelangen etwa 907. der Taten
durch private Strafanzeigen zur Kenntnis der
StrafverfolgungsInstanzen <Steffen 1976, 126 und Steffen
1982,15); bei den hier untersuchten "Beleidigungen" sind es
sogar 96%.
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Denn insbesondere DunkelfeldUntersuchungen und Opfer-

bef ragungen (23) haben deutlich gemacht, daß die normale - im

Sinne von "übliche" und "häufigste" - Reaktion von Opfern auf

Straftaten deren Nicht-Anzeige ist, daß also immer nur ein

deliktsspezifisch jeweils unterschiedlich großer Bruchtail der

verübten Straftaten auch angezeigt wird und damit zur Kenntnis

der StrafverfolgungsInstanzen gelangt.

Bei "Beleidigungen", die ohnehin im Grenzbereich des

strafrechtlich Relevanten liegen, dürfte dieser Bruchteil

besonders klein sein, dürften Polizei und Justiz nur in den

seltensten Fällen eingeschaltet werden - eine Vermutung, die

uns zu der Annahme veranlaßt, in den Strafanzeigen bei

"Beleidigungen" eine Strategie der Konfliktaustragung zu sehen,

die auf die Bedeutung dieser Delikte für die von ihnen

Betroffenen hinweist.

Denn diese Strategie der Konf1iktaustragung wird von den Opfern

vor allern (oder: nur) dann gewählt werden, wenn die anderen,

sehr viel häufigeren und gebräuchlicheren Formen der

Konfliktverarbeitung nicht oder nicht erfolgreich eingesetzt

werden können, also etwa <24)

die (Um)Definition von prinzipiell strafrechtlich

relevanten Konfliktsituationen in nicht-kriminelle

und damit auch nicht strafrechtlich relevante

Situationen ("die Bemerkung war nicht so gemeint",

"junge Leute benehmen sich immer so", "bei diesem

Wetter sind wir alle etwas reizbar" u.a.);

das bewußte Nicht-Wahrnehmen-Wollen eines Konf1iktes

("Augenschließen") bzw. seine Bagatellisierung;

die Resignation, also der bewußte Verzicht auf die

Austragung des Konfliktes, insbesondere auch wegen

23> So z.B. die von Schwind u.a. 1975 und 1978, Stephan 1976,
Müller 1978, Kürzinger 1978, Vi1lmow/Stephan 1983; s. dazu auch
Rosellen 1983.

24) Vgl. zum folgenden die Ausführungen bei Hanak 1964.
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der (vermuteten) geringen Erfolgsaussichten einer

Anzeige auf Strafverfolgung;

die Vermeidung (künftiger) Konf1iktsituationen,

indem die Kontakte zum "Täter" so weit wie möglich

aufgegeben werden, wenn nötig auch durch einen

Wohnungs-, Orts- oder Arbeitsplatzwechsel.

Gegenüber diesen Techniken und Strategien der

Konf1iktvermeidung und -begrenzung ist die Strafanzeige und

damit die Mobilisierung der Instanzen der Strafverfolgung bei

den AIltagskonf1ikten "Beleidigungen" so selten, daß von ihrem

Einsatz auf die Bedeutung des Konf1iktes für die Betei1 igten

geschlossen werden kann - und von einer Veränderung der

Anzeigehäufigkeit möglicherweise auch auf eine Veränderung der

Bedeutungen und Bedeutungsinhalte, die "Beleidigungen" von den

Beteiligten zugewiesen werden.

Als Ausdruck und Maßstab dieser Anzeigehäufigkeit kann die

Registrierungshäufigkeit von "Beleidigungen" bei den Instanzen

der Strafverfolgung angesehen werden: Denn da "Beleidigungen"

als Privatklage- und Strafantragsdelikte fast ausschließlich

durch private Strafanzeigen der Verletzten zur Kenntnis der

Strafverfolgungsbehörden gelangen - von den 463 untersuchten

Vorgängen wurden

- 96V. oder 447 durch die Verletzten und nur
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27. oder 11 durch die Polizei selbst angezeigt (25)

kann die (quantitative) Registrierungshäufigkeit von

"Beleidigungen" mit der Anzeigehäufigkeit durch private

Anzeigeerstatter(26) nahezu gleichgesetzt und als Indikator für

die (qualitative) Bedeutung genommen werden, die

"Beleidigungen" für die von ihnen Betroffenen haben - für ihr

Bedürfnis nach pol izei 1 icher- und/oder justitieller

Unterstützung bei der Konf1iktaustragung, möglicherweise auch

für ihr Bedürfnis nach einer Disziplinierung und

Strafverfolgung des "Täters",

2,1.1 Aussagekraft der KriminalStatistiken für die
(qualitative) Bedeutung der
(quantitativen) Registrierungshäufigkeit von
"Beleidigungen"

25) Die restlichen 5 Vorgänge werden durch Dritte/Zeugen oder
sonstige Personen/Instanzen angezeigt; im Durchschnitt aller
von der Polizei bearbeiteten Straftaten werden dagegen 83'/.
durch die Geschädigten, 57, durch Dritte/Zeugen und 67. durch die
Polizei selbst angezeigt (Steffen 1982,15f.)

Die Auswertung der 11 durch die Polizei selbst angezeigten
Vorgänge läßt keine eindeutigen Schlüsse darauf zu, wann und
warum die Polizei von sich aus eine "Beleidigung" zur Anzeige
bringt. Denn: In keinem dieser Fälle war ein Polizeibeamter
selbst, eine andere Amtsperson oder eine Person des
öffentlichen Lebens verletzt worden; keiner dieser Fälle
ereignete sich in einem Amtsgebäude oder im Straßenverkehr, 3
dagegen sogar im privaten Bereich; in 7 dieser Fälle war die
Polizei zwar am Tatort, doch bildeten polizeiliche
(Eingriffs)maßnahmen in keinem Fall den Anlaß für die
angezeigte "Beleidigung"; und bei 6 Fällen handelte es sich um
"reine" Beleidigungen, ohne daß irgendwelche weitere
Straftatbestände verletzt worden waren (vgl. dazu Tab.8).

26) Denn die Verletzten der angezeigten "Beleidigungen" sind
bei 378 Vorgängen oder 825C und damit ganz überwiegend
Privatpersonen; bei immerhin einem knappen Fünftel der
ausgewerteten Vorgänge jedoch, 85 oder 18'/., handelt es sich um
Amtspersonen oder Personen des öffentlichen Lebens, darunter 50
Polizeibeamte; bei 5 Vorgängen war die "Behörde insgesamt"
betroffen (zum Verletzten s.u.Kap.3.).
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Der Schluß von der Registrierungshäufigkeit von "Beleidigungen"

in den Kriminalstatistiken auf die Bedeutung, die diese Delikte

für die von ihnen Betroffenen haben, ist allerdings nur für die

Registrierungshäufigkeit in der Polizeilichen Kriminal-

statistik, nicht für die in den Justiz(Strafverfolgungs)—

Statistiken möglich: Denn nur die Polizei ist wegen der auch

für diesen Deliktsbereich geltenden strikten Bindung an das

Legalitätsprinzip gehalten, alle (privaten) Strafanzeigen wegen

"Beieidigungen" anzunehmen(27); erst und nur bei der

Bearbeitung dieser Anzeigen sind ihr Abweichungen im Sinne von

Arbeitsvereinfachungen und -erleichterungen gegenüber der

"normalen" Ermittlungstätigkeit zugebilligt.

Wegen dieser Handlungsbedingungen der Polizei bei der

Verfolgung von "Beleidigungen" ist die Polizeiliche

Kriminalstatistik zwar nicht unbedingt ein zuverlässiger

Indikator dafür, wieviele "Beleidigungen" sich tatsächlich

ereignet haben(28), wohl aber dafür - und nur darum geht es in

diesem Zusammenhang - wieviele "Beleidigungen" die Verletzten

anzeigen und damit prinzipiell auch für verfolgungswürdig und

verfolgungsbedürftig halten.

27) Gem. der zum 01.01.1977 geänderten Nr.87 der RiStBV dürfen
die Polizeibeamten es nicht (mehr) ablehnen, eine Anzeige
entgegenzunehmen und sie an die Staatsanwaltschaft
weiterzuleiten. Die Änderung dieser Vorschrift wird allerdings
nicht einheitlich ausgelegt. Während die bayerische Polizei
entsprechend verfährt, vertritt z.B. der Innenminister des
Landes Nordrhein-Westfalen die Auffassung, daß die Änderung der
Richtlinie lediglich redaktionelle Gründe gehabt habe und
Polizeibeamte nach wie vor "in einschlägigen fällen nicht wie
bei Offizialdelikten die Anzeige in jedem Fall aufnehmen"
müßten (zit. aus einem Schreiben vom 09.06.1986; s. dazu
ausführlich Kap.4.3).

28) Denn da tatsächlich, wie eben ausgeführt, immer wesentlich
mehr "Beleidigungen" begangen als dann auch angezeigt werden,
kann hier - wie bei der kriminologischen Diskussion dieser
Zusammenhänge üblich - nicht entschieden werden, ob durch die
gestiegene Registrierungshäufigkeit nur dieses Dunkelfeld
kleiner geworden ist oder ob die tatsächlich verübten
Beleidigungen und damit auch die (anzeigeerstattenden)
Verletzten zugenommen haben.
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Wegen der zahlreichen Einstellungs- und

Verweisungsroöglichkeiten von Staatsanwalt und Gericht sind die

Justizstatistiken zu Verurteilungen, Privatklagen und

Sühneversuchen dagegen keine Indikatoren (mehr) dafür, welche

Bedeutung die Betroffenen den "Beleidigungen" zumessen, sondern

nur mehr dafür, welche "Beleidigungen" die staatlichen

Instanzen Staatsanwaltschaft und Gericht für verfolgungswürdig

halten. Deshalb kann auch nur von der polizeilichen

Registrierungshäufigkeit dieser Delikte und deren Entwicklung

ausweislich der Polizeilichen Kriminalstatistik auf eine

mögliche "Empfindlichkeit in der Bevölkerung" gegenüber diesen

Straftatbeständen geschlossen werden.

2.1.2 Die soziale Relevanz von "Beleidigungen": Umfang und
Entwicklung der polizeilich registrierten
"Beleidigungs"-Kriminalität in Bayern

"Beleidigungen"(29) sind 1984 unter den ca. 200

Straftatbeständen, die in der PKS durch eigene Schlüsselzahlen

ausgewiesen werden können, die am 9.häufigsten registrierten

Delikte; 1974 lagen sie noch an 12. Stelle und 1965 an 10.

Stelle nach der Häufigkeit (vgl. dazu auch Tab.2).

Denn mit einer Zunahme von 180X in den letzten 20 Jahren

(gegenüber 1965) - das ist mehr als das Doppelte der

durchschnittlichen Steigerungsrate der Gesamtkriminalität -

wurden 1985 in Bayern 17.884 "Beleidigungen" angezeigt und

polizeilich bearbeitet - 11.497 Delikte mehr als 1965 bzw.

10.489 Delikte (oder 141X) mehr als 1971 (vgl. dazu auch Tab.3

und Schaubild 3).

Im Vergleich zur durchschnittlichen Kriminalitätsentwicklung

werden "Beleidigungen" damit in den letzten Jahren zunehmend

häufiger angezeigt - und das nicht nur in Bayern, sondern auch

im übrigen Bundesgebiet (vgl. dazu auch Tab. 4):

29) Die folgenden Angaben beziehen sich auf die Verstöße gegen
die %% 185, 186, 187, 189 StGB, die in der Polizeilichen
KriminalStatistik mit der gemeinsamen Schlüsselzahl "6730"
erfaßt und ausgewiesen werden.
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Straftaten

insgesamt 1971
1984

84:71 in X

Beleidigg.1971
1984

84:71

Bayern Bundesgebiet

361 065 2 441 413
524 720 4 132 783

+4 5% +69*/.

7 395 25 960
18 611 67 312
+ 152% +1S9X

Im gesamten Bundesgebiet (Tab. 4) sind die Steigerungsraten für

die "Beleidigungen" wie auch für die Gesamtkriminalitat im

Vergleichszeiträum 1971 bis 1984 damit zwar sogar noch größer

als in Bayern , doch haben die "Beleidigungen" auch damit ihren

Anteil an der Geamtkriminal ltät des Bundes nur von 1,0'/. auf

1,5% erhöhen können - und Bayern behalt im Bundesgebiet für

diesen Deliktsbereich seine "führende Position":

Bereich

Bayern

Bundesgebiet

1971
1984

1971
1984

HZ-Bel.

70
170

42
110

V.-Ant. an
der GesKr.

2,1
3,6

1,0
1,6

1984 werden 27,7% aller im Bundesgebiet registrierten

"Beleidigungen" in Bayern angezeigt - aber nur 12,7% der im

Bundesgebiet insgesamt registrierten Kriminalität. Und während

in Bayern 1984 170 "Beleidigungen" auf je 100.000 der

Wohnbevölkerung kommen, sind es im gesamten Bundesgebiet nur

110 dieser Delikte (im Bundesgebiet ohne Bayern sogar nur 97).

1971 waren diese Unterschiede in der Belastung mit
"Beleidigungen" sogar noch größer, im Vergleich dazu haben die
übrigen Bundesländer "aufgeholt": 28,5 % aller "Beleidigungen"
wurden damals in Bayern registriert - aber nur 14,7% der
Gesamtkriminalität -, und die Belastungsziffern lagen in Bayern
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bei 70, im Bundesgebiet bei 42 "Beleidigungen" auf je 100.000
der Wohnbevölkerung.

Nach ihrer Registrierungshäufigkeit und damit auch

Anzeigehäufigkeit bei der Polizei sind "Beleidigungen" damit

Delikte von einer nicht unerheblichen und in Vergleichzeitraun

noch größer gewordenen(30) quantitativen Bedeutung, die auf

eine ebenfalls nicht unerhebliche soziale Relevanz dieser

Delikte schließen läßt: "Beleidigungen" werden zunehmend

häufiger von den Verletzten angezeigt, deren Empfindlichkeit

gegenüber diesen Alltagskonflikten deshalb möglicherweise

größer geworden ist - vermutlich jedenfalls nicht geringer.

30) Erst 1965 geht in Bayern die Registrierungshäufigkeit auch
für "Beleidigungen" erstmals wieder zurück, nachdem sie für die
Gesaratkriminalität schon seit 1983 stagniert bzw. zurückgeht.
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2.2 Das Interesse der Opfer von "Beleidigungen" an einer
Strafverfolgung: Strafantrflgsstellung und Hinzuziehung von
Rechtsanwälten

2.2.1 Strafantrag

Dem schon mit der Strafanzeige bekundeten Interesse der Opfer

an einer Verfolgung der erfahrenen "Beleidigung" entspricht -

erwartungsgemäß, wenn sie sich schon einmal zu einer Anzeige

entschlossen haben - die Häufigkeit, mit der sie dann auch den

dafür erforderlichen Strafantrag stellen: Denn

im Durchschnitt liegt bei 90'A der Vorgänge der

Strafantrag vor,

noch häufiger dann, wenn taterschwerende Merkmale

hinzukommen (wie gemeinsame Begehungsweise, mehrere

Verletzte, Polizeibeamte betroffen u.a.) und

nur bei 10X der Vorgänge (47 Vorgänge) wurde er

nicht gestellt.

Nur selten wird der Strafantrag auch im Verlauf des

Ermittlungsverfahren zurückgenommen: Das kommt nur bei 25

Vorgängen (55C> vor und zwar besonders häufig dann, wenn der

"Täter" sich beim Verletzten entschuldigt hat; in 30 von den 37

Fällen, bei denen eine solche Entschuldigung überhaupt erfolgt,

zieht der Verletzte den Antrag zurück.

2.2.2 Hinzuziehung von Rechtsanwälten

Bei 81 der 463 Vorgänge oder 17V. werden entweder durch die

Verletzten (35 Vorgänge) oder die Beschuldigten (36 Vorgänge)

oder durch beide (10 Vorgänge) Rechtsanwälte hinzugezogen -

angesichts der geringen strafrechtlichen Relevanz dieser

Delikte ein recht hoher Anteil, der wiederum für ihre oft doch

recht erhebliche soziale Relevanz spricht.
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Dabei nehmen sich die Verletzten vor allem dann einen Anwalt,

wenn sie selbst oder die Beschuldigten den oberen

Sozial schichten angehören; die Beschuldigten insbesondere dann,

wenn hoheitliche Maßnahmen die "Beleidigung" auslösten und/oder

"Personen des öffentlichen Lebens/Amtsträger" au den Opfern

zählen.



2.3 Die soziale Relevanz von "Beleidigungs"—Konf1ikten:
Zusammenfassung und Wertung der Ergebnisse

Ausgehend davon , daß

die Strafanzeige bei "Beleidigungen" und damit

der Wunsch der Betroffenen nach einer "öffentlichen"

und "offiziellen" Unterstützung bei der

Konfliktaustragung und -regelung,

noch seltener als bei anderen strafbaren Handlungen

eine normale, regelmäßige und übliche Reaktion der

Opfer ist,

- sondern erst dann erfolgt, wenn das

Konfliktregelungs(Straf?tbedürfnis seine anderen,

üblicheren Strategien der Konf1iktvermeidung und

Konfliktbegrenzüng übersteigt

und der "Beleidigungs"-Konf1ikt für das Opfer eine

strafwürdige Dimension erreicht hat,

macht insbesondere die Entwicklung der Anzeigehäufigkeit

deut1 ich, daß

die soziale Relevanz dieser Konflikte keineswegs

gering ist

und im Vergleichszeitrautn offensichtlich noch

deutlich zugenommen hat,

da "Beleidigungen" immer häufiger angezeigt und die

Instanzen der Strafverfolgung damit immer häufiger

an der Austragung und Regelung dieser Konflikte

betei1 igt werden (sollenl .

Die Frage, ob sich aus dieser Entwicklung auf eine ebenfalls

2unehmende Sensibi1ität in der Bevölkerung gegenüber diesen

AI 1tagskonf1ikten schließen läßt, ob nur "Mehr" oder ob auch

"Anderes" angezeigt wird, soll mit der folgenden Analyse der

hinter den "Beleidigungen" stehenden, mit ihnen verbundenen und

sie verursachenden sozialen Tatbeständen, Konfliktsituationen,

beantwortet werden.
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3. Konf1iktsituationen bei "Beleidigungen": Die sozialen
Sachverhalte hinter den strafrechtlichen Tatbeständen

Bei der Analyse der komplexen sozialen Sachverhalte, die als

Konfliktsituationen hinter den auf das strafrechtlich

Handhabbare und Machbare reduzierten, "verrechtlichten"

Tatbeständen der "Beleidigungen" stehen, haben sich vor allem

drei Merkmale und Zusammenhänge als besonders relevant für die

Erklärung der sozialen und strafrechtlichen Reaktionen und

ihrer Entwicklung in diesem Deliktsbereich erwiesen:

1. Das Ausmaß an sozialer "Gleichheit" und

"Ungleichheit" zwischen den Tat- und

Konf liktbetelHgten.

2. Art, Intensität und Dauer der sozialen Beziehungen

zwischen den Tat- und Konf1iktbeteiliglen.

3. Das Ausmaß an "öffentlichkeit" und "Privatheit" bei

der Tatbegehung.

3.1 Das soziale Profil der "Beleidigungs"-Konflikte:
"Gleichheit" und "Ungleichheit" zwischen den Beteiligten

Das Ausmaß an sozialer Gleichheit bzw. Ungleichheit zwischen

den Konfliktbeteiligten - und damit das Ausmaß möglicher

Unterschiede in ihren sozialen (Macht)-Positionen - ist ein

bestimmender Faktor nicht nur dafür, wie häufig es zwischen

Personen zu welchen Konflikten kommt, sondern auch dafür, wie

diese Konflikte dann ausgetragen und geregelt werden, welcher

der Beteiligten sich mit seiner Konflikts- und

Situationsdefinition durchsetzen kann(31).

Dabei kann insbesondere auch angenommen werden, daß die

Strategien der Konfliktvermeidung und -Begrenzung um so

31) Vgl. dazu auch die Ausführungen bei Falke/Gessner 1982
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seltener - und die Strategien der Anzeigeerstattung

entsprechend um so häufiger - eingesetzt werden, je größer

solche Machtdifferenzen sind, je kleiner der Spielraum für

Abweichungen und je größer die Empfindlichkeit gegenüber

aggressiven Verhaltensweisen ist.

Im Rahmen dieser Untersuchung und auf der Basis der hier zur

Verfügung stehenden Informationen, können diese Zusammenhänge

und Faktoren allerdings nur ansatzweise analysiert und in ihren

Bedeutungen und Auswirkungen bestimmt werden•

Denn aufgrund der hier ausgewerteten polizeilichen Unterlagen

und Erkenntnisse sind nur Mutmaßungen und Rückschlüsse auf die

sozialen Positionen der Konfliktbeteiligten und die mit ihnen

verbundenen Machtdifferenzen möglich. Solche Rückschlüsse

lassen sich einerseits aus

- den sozialen Merkmalen der ermittelten "Täter" und der

anzeigenden "Opfer" ziehen, wie

ihrer Nationalitat,

ihrem Alter,

— ihrem Geschlecht,

ihrer Schichtzugehörigkeit und hier insbesondere
auch ihrer sozialen Position als "Amtsträger"
und/oder "Person des öffentlichen Lebens",

ihren Vor(strafen>belastungen

und andererseits auch aus

- dem Ausmaß, mit dem diese "Täter" und "Opfer" ein

Interesse an der Durchführung bzw. an der Vermeidung der

strafrecht1ichen Konfliktaustragung und -regelung zeigen,

indem sie

- den Strafantrag stellen bzw. wieder zurücknehmen,

mit einer Gegenanzeige auf die Strafanzeige des
"Opfers" reagieren,
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- Rechtsanwälte hinzuziehen,

sich beim "Opfer" entschuldigen(32),

und dadurch eher in der Lage sind oder nicht, ihre

Konf1ikts(Situations)definitionen durchzusetzen.

3.1.1 "Täter" und "Opfer" bei "Beleidigunga"—Konflikten

Von den 463 untersuchten Vorgängen wurden

414 oder 89"/. geklärt(33> und dabei

- 550 Tatverdächtige ermittelt und

660 Verletzte festgestellte).

32) Eine differenziertere Analyse und Wertung dieser
Verhaltensweisen ist allerdings dadurch erschwert, daß sie
entweder regelmäßig und damit zu häufig - wie das Stellen eines
Strafantrags - oder aber - und das gilt für die restlichen
Variablen - nur ausnahmsweise und damit zu selten vorkommen.

33) Ein Fall gilt statistisch dann als geklärt, wenn eine der
Tat zumindest hinreichend verdächtige Person benannt werden
kann. Auch wenn keine Aufklärung in diesem Sinne möglich ist,
können doch häufig Angaben zum - namentlich nicht bekannten -
Tatverdächtigen gemacht werden, so z.B. zu seinem Geschlecht,
seiner Nationalität oder seinem Alter. Die im folgenden
verwendeten Prozentangaben bez iehen sich deshalb nicht nur auf
die im statistischen Sinne geklärten Fälle, sondern auf alle
die Fälle, in denen zu dem jeweiligen Merkmal Angaben enthalten
waren.

34) Bei einem Teil der untersuchten Vorgänge ereigneten sich
die "Beleidigungen" damit zwischen mehreren "Tätern" - 17% der
Fälle - und mehreren "Opfern" - 27% der Fälle - wenn auch die
"Beleidigung" zwischen nur zwei Beteiligten bei 295 Vorgängen
und damit am häufigsten vorkommt.

Bei 403 Vorgängen (877.) ist die Art der Tatbetei 1 igung und
damit die Zuordnung von "Tätern" und "Opfern" eindeutig und nur
bei 54 Vorgängen (12%), bei denen es auch zu einer Gegenanzeige
des "Täters" gekommen ist, werden beide als Tatverdächtige
bezeichnet und behandelt werden <bei weiteren 6 Vorgängen sind
die jeweiligen Tatbeiträge nicht zuzuordnen).
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Nach den sozialen Merkmalen der Tatbeteiligten (vgl. dazu auch

Tab.5) haben die untersuchten "Beleidigungs"-Konflikte dieses

So2ialprofil: Beleidigungen sind Delikte von

deutschen (93%)

erwachsenen (mindestens 21jährigen; 87%)

männlichen (83%) "Tätern" mit relativ

niedrigem Sozialstatus (61%), die vorher noch

nicht polizeilich in Erscheinung getreten (59'A)

sind,

an ebenfalls

deutschen (94%)

erwachsenen (mindestens 2t jährigen) "Opfern" (90%),

die jedoch seltener

männlich (64%) sind und auch seltener einen

niedrigen Sozialstatus haben (42%) (35) .

Bereits nach dieser ersten Häufigkeitsverteilung stehen damit

bei "Beleidigungs"-Konf1ikten einem relativ einheitlichen

"Täter-Typ" differenziertere '"Opfer-Typen" gegenüber - schon

von daher dürften "Beleidigungen" keineswegs immer Konflikte

zwischen sozial Gleichen sein.

Die Analyse der Häufigkeitsverteilungen unter diesen

Gesichtspunkten der sozialen Gleichheit bzw. Ungleichheit wird

allerdings dadurch erschwert, daß die Anteile der einzelnen

Sozialmerkmale zwar zum Teil sehr "einheitlich", aber damit

auch sehr unterschiedlich groß sind (so etwa bei den Merkmalen

"deutsch" - "nichtdeutsch" oder "männlich" - "weiblich"): Denn

35) Das Merkmal "Vor(strafen)belastung" kann an den "Opfern"
nicht überprüft werden, da es nur ausnahmsweise vom
polizeilichen Sachbearbeiter ermittelt und in den Akten
festgehalten wird.
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je größer der Anteil einer Untergruppe ist, um so größer ist

schon von daher die Wahrscheinlichkeit t daß sich die

"Beleidigungs"-Konflikte zwischen "Tätern" und "Opfern" eben

dieser Untergruppe ereignen — und damit zwischen nach diesem

Merkmal "sozial Gleichen",

Um nicht zu unter diesem Aspekt "verzerrten" Aussagen zu

gelangen, dürfen nicht nur die tatsächlich festgestellten

("beobachteten") Häufigkeiten interpretiert werden, sondern

müssen auch die sogenannten "erwarteten" Häufigkeiten

berechnet (36) und bei der Interpretation berücksichtigt werden.

3.1.2 Die Bedeutung der Nationalität der Beteiligten

Die untersuchten "Beleidigungen" sind Delikte, bei denen fast

ausschließlich Deutsche als "Täter" und "Opfer" in Erscheinung

treten: Denn nur bei 7% der Vorgänge (mit diesbezüglichen

Angaben) werden insgesamt 32 nichtdeutsche Tatverdächtige

ermittelt und nur 29 Vorgänge (6X) werden von nichtdeutschen

"Opfern" angezeigt (vgl. oben Tab.5) - beides Anteile, die in

etwa dem Ausmaß entsprechen, das Nichtdeutsche an der

36) In die Berechnung von "erwarteten" Häufigkeiten oder
"Erwartungswerten" gehen die absoluten Anteile mit ein, die die
einzelnen Merkmale an der Gesamtheit der untersuchten Vorgänge
haben. Denn die "erwarteten" Häufigkeiten ergeben sich aus der
"Summe der entsprechenden Tabellenzeile" multipliziert mit der
"Summe der entsprechenden Tabellenspalte" dividiert durch die
"Gesamtheit der untersuchten Vorgänge".
Am Beispiel "deutsch" - "nichtdeutsch" dargestellt: 28
("nichtdeutsche Opfer") multipliziert mit 32 ("nichtdeutschen
Tätern") dividiert durch 426 ("Vorgänge insgesamt") ergibt als
"erwartete" Häufigkeit von "Beleidigungen" zwischen
"nichtdeutschen Opfern" und "nichtdeutschen Tätern" den Wert
"2". Da die "beobachtete" Häufigkeit mit "10" das Fünffache des
Erwartungswertes beträgt, ist die Aussage zulässig, daß es bei
"Beleidigungen" über Erwarten häufig zu "intranationalen"
Konflikten zwischen Nichtdeutschen kommt; entsprechend sind
dann "internationale" Konflikte zwischen Nichtdeutschen und
Deutschen relativ selten.
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Wohnbevölkerung des untersuchten Bereiches haben (nämlich 1982

etwa 6/.) (37) .

Wegen der hohen Anteile der deutschen bzw. der niedrigen

Anteile der nichtdeutschen "Täter" und "Opfer" an den

untersuchten Vorgängen ereignet sich zwar - notwendigerweise -

die Mehrzahl der 50 Vorgänge, an denen Nichtdeutsche als

"Täter" oder als "Opfer" beteiligt sind, mit Deutschen; der

Vergleich der beobachteten Häufigkeiten mit den erwarteten

Häufigkeiten (s.unten, Erwartungswerte in Klammern) zeigt

jedoch, daß tatsächlich eine deutliche Tendenz dazu besteht,

daß sich Nichtdeutsche (ebenso wie Deutsche) "vorzugsweise"

untereinander "beleidigen" - bzw. daß vor allem solche

Konf1iktsituationen angezeigt werden:

"Täter"

Nichtdt.

Deutsch

Insg.

"Opfer"

Nichtdeutsch Deutsch

10 (2) 22 (30)

18(26) 376(368)

28 398

Insg.

32

394

426

Wenn nichtdeutsche "Täter" und "Opfer" an "Beleidigungen"

beteiligt sind und angezeigt werden, dann haben sie deutlich

geringere Chancen, eine Strafverfolgung zu vermeiden bzw. zu

erreichen. Denn:

nichtdeutsche Täter reagieren seltener mit einer

Gegenanzeige als deutsche Täter (16X gegenüber 21%)

und ziehen seltener einen Rechtsanwalt hinzu <9X

gegenüber 11JC) ;

- während nichtdeutsche Opfer erheblich häufiger von

einer Gegenanzeige betroffen werden als deutsche

Opfer (28% gegenüber IT/.), sich in keinem Fall ein

37) Da die früheren Untersuchungen das Merkmal "Nationalität"
noch nicht berücksichtigten, können auch keine Aussagen zu
möglichen Veränderungen gemacht werden-
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Täter bei ihnen entschuldigt (gegenüber deutschen

Opfern kommen solche Entschuldigungen in immerhin 5*/.

der Fälle vor), und sie seltener als deutsche Opfer

einen Rechtsanwalt hinzuziehen (7% gegenüber 13'/.).

Es bleibt noch anzumerken, daß es sich bei jeweils zwei Drittel

(65%) der "Täter" und "Opfer" der untersuchten "Beleidigungen"

um gebürtige (und wohnhafte) Bayern handelt, die ihre

"Beleidigungen" ebenfalls bevorzugt unter sich austragen: Etwa

Dreiviertel der Vorgänge, an denen bayerische "Täter" oder

"Opfer" betei1 igt sind, spielen sich nur unter Bayern ab

womit sich die "Beleidigungen" nicht nur nach der in Bayern

besonders ausgeprägten Anzeigehäufigkeit, sondern auch nach

diesem Kriterium als durchaus "bodenständiges" Delikt erweisen.

3.1.3 Die Bedeutung des Alters der Beteil igten

"Beleidigungen" sind Handlungen, die ganz überwiegend von

älteren, erwachsenen Personen begangen werden: Junge Menschen

unter 25 Jahren, die ansonsten, also im Durchschnitt aller

Delikte, weit überdurchschnittlich häufig als Tatverdächtige

ermittelt werden, treten bei "Beleidigungen" vergleichsweise

selten in Erscheinung, nämlich nur bei 21% der Vorgänge.

Unter den 428 Vorgängen, die soweit geklärt sind, daß das Alter

eines Tatverdachtigen angegeben werden kann, ist nur einer der

Tatverdächtigen unter 14 Jahre alt und nur 55 oder 13% der

Tatverdachtigen sind zwischen 14 und 20 Jahren alt; dieser

Anteil entspricht in etwa dem Anteil von 12%, den diese

Altersgruppe an der Wohnbevölkerung im untersuchten Bereich

hat.

372 Tatverdachtige oder 87% sind dagegen mindestens 21 Jahre,

in der Mehrzahl aber mindestens 30 Jahre alt, wobei der

Schwerpunkt bei den 30- bis 39jährigen liegt (vgl. oben Tab.5).
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An der Wohnbevölkerung haben diese Altersgruppen jedoch nur

einen Anteil von 71Z (38).

Gegenüber den Ergebnissen der früheren Untersuchungen ergeben
sich beim Alter der "Täter" keine sehr großen Unterschiede und
Veränderungen: Die Anteile unter 21jähriger "Täter" liegen dort
(also vor etwa 20 Jahren) zwischen 27. und 185C; und die relativ
am häufigsten in Erscheinung tretende Altersgruppe sind dort
ebenfalls die 30- bis 40jährigen.

Die "Opfer" sind im Vergleich zu den "Tätern" sogar eher noch

älter: Bei 441 Vorgängen mit entsprechenden Angaben sind nur

10X unter 21 Jahre alt; 90X der Verletsten aind mindeatens 21

Jahre alt, der Schwerpunkt liegt auch hier bei den 30- bis

39jährigen.

Bei der Differenzierung nach Altersgruppen wird deutlich, daß

die Tatbeteiligten zwar in den meisten Fällen unterschiedlichen

Altersgruppen angehören, daß dennoch aber eine Tendenz -

allerdings eine nicht so ausgeprägte wie beim Sozialmerkmal

"Nationalität" - dazu besteht, daß "Beleidigungen" bevorzugt

innerhalb einer Altersgruppe begangen werden (vgl. dazu die

Erwartungswerte in Klammern):

38) Auch der Vergleich mit den PKS-Daten für die PD Erding
macht die vom Durchschnitt aller Delikte abweichende
Altersstruktur der Tatverdachtigen bei "Beleidigungen"
deutlich: 1982 hatten die 14- bis 20jährigen einen Anteil an
der Wohnbevölkerung von 12%, an den insgesamt ermittelten
Tatverdächtigen von 26V. und an den wegen einer "Beleidigung
ermittelten Tatverdächtigen von 11X; die 21jährigen und älteren
hatten einen Anteil an der Wohnbevölkerung von 71X, an den
insgesamt ermittelten Tatverdächtigen von 665S und an den
"Beleidigungs"-Tatverdacht!gen von 89X. Und während bei der
Gesamtkriminalität die höchste Belastung b«i den 18- bis
20jährigen festgestellt werden kann, gilt das bei
"Beleidigungen" für die 30- bis 39jährigen.



50

"Täter"

b. 20 J.

21-29 J.

30-39 J.

40-49 J.

50-59 J.

60 u.a.

insgesamt

-2OJ.

7

(5)

6

12

4

6

1

36

21-29

17

29

(24)

20

22

12

7

107

"Opfer"

30-39

14

23

30

(25)

26

15

3

111

40-49

9

21

15

24

(19)

11

3

83

50-59

7

9

9

10

6

(6)

6

47

60uä.

1

3

7

8

3

3

(1)

25

insg.

55

91

93

94

53

23

409

Wenn jüngere, unter 21 jährige Personen als "Täter" oder "Opfer"

beteil igt sind, dann haben sie aufgrund ihrer altersbedingt

zumeist schwächeren sozialen (Macht)position in der Regel

schlechtere Chancen, ihre Konflikts(Situations)definitionen

durchzusetzen, denn:

Jüngere Tatverdacht!ge erstatten seltener eine

Gegenanzeige als ältere <16*/. gegenüber 21%) und sie

ziehen seltener einen Rechtsanwalt hinzu <7V.

gegenüber 1 IX); da sie sich aber häufiger beim

Verletzten entschuldigen (1IX gegenüber 6X), wird

ihnen gegenüber der Strafantrag auch etwas häufiger

zurückgenommen (97. gegenüber 5'/.);

jüngeren Opfern gegenüber werden häufiger

Gegenanzeigen erstattet (26X gegenüber 19X) und

obwohl sich bei ihnen etwas seltener entschuldigt

wird <5X gegenüber 6X), nehmen sie häufiger den

Strafantrag 2urück (10X gegenüber 4'/.); häufiger als

altere Opfer werden sie durch einen Rechtsanwalt

vertreten < 12X gegenüber 8'/.) .
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3.1.4 Die Bedeutung des Geschlechtes der Beteiligten

Mi t 364 oder 83% der 438 Vorgänge, bei denen zum Geschlecht des

mutmaßlichen Täters Angaben gemacht werden können, sind die

hier untersuchten "Beleidigungen" ganz überwiegend Delikte

mannl icher Täter. Frauen haben mit 17% so geringe und

keinesfalls über ihrem durchschnittlichen Täteranteil liegende

Anteile, dafl die oft aufgestellte Behauptung, "Beleidigungen"

seien "typisch weibliche" Delikte, hier nicht bestätigt werden

kann(39).

Gegenüber den Ergebnissen früheren Untersuchungen scheint der
Anteil weiblicher "Täter" allerdings auch geringer geworden zu
sein: Bei einem durchschni ttl ichen Antei 1 an Frauen von 31%
weisen die einzelnen Untersuchungen Anteile zwischen 11% und
45% nach; besonders hohe Anteile regelmäßig dann, wenn es sich
nicht um Offizial-, sondern um Privatklageverfahren handelte.

In einem anderen Sinne allerdings sind "Beleidigungen" schon

eher "weibliche" Delikte - nämlich bezogen auf die "Opfer" und

Anzeigeerstatter: Unter diesen stellen Frauen bei 36V. der

Vorgänge einen erheblich größeren - nämlich mehr als doppelt

so großen — Antei1 wie unter den Tatverdächtigen (vgl. oben

Tab.5) .

Auch für das Sozialmerkmal "Geschlecht" kann man damit zwar

nicht davon ausgehen, daß sich "Beleidigungen" überwiegend

unter nach diesem Merkmal "Gleichen" ereignen, es besteht dazu

jedoch auch, wie schon bei den bisher diskutierten

Sozialmerkmalen, immerhin eine Tendenz.

39) Insbesondere, aber nicht nur in der älteren
kriminologischen Literatur werden Beleidigungsdelikte als
"typisch weibliche" Delikte auf die "wesensmäßige Anlage der
Frau" zurückgeführt; entsprechend sol1 der Antei1 von
weiblichen "Tätern" dann auch weit überdurchschnittlich hoch
sein; vgl. dazu die kritischen Ausführungen bei Brökling 1980,
S. 120ff-
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Bei dieser Tendenz fällt auf (und das entspricht wohl auch den

Erwartungen an weibliches Rollen- und Sozialverhalten), daß

tatbeteiligte Frauen mit ihren "Beleidigungen" häufiger "unter

sich" bleiben als die tatbeteiligten Männer: Die entsprechenden

beobachteten Werte sind bei weiblichen "Tätern" und "Opfern"

gegenüber den erwarteten Werten um 1,7 überhöht, bei den

männlichen "Tätern" und "Opfern" dagegen entsprechen die

beobachteten Werte fast den erwarteten Werten (Erwartungswerte

in Klammern) :

"Täter"

Männer

Frauen

Insg.

"Opfer"

Männer Frauen

251(232) 109(128)

29 (48) 45 (26)

280 154

Insg.

360

74

434

Wenn Frauen damit auch seltener unter den "Opfern" und vor

allem unter den "Tätern" von "Beleidigungen" vertreten sind als

Männer und mit ihren Konf1ikten eher "unter sich" bleiben, so

scheinen sie doch - oder deswegen? - zumindest als "Täterinnen"

eine bessere soziale Macht- und Ausgangsposition zu haben, wenn

es darum geht, ihre Konfliktsdefinition durchzusetzen und eine

Strafverfolgung zu vermeiden, denn:

Weibliche "Täter" reagieren eher mit einer

Gegenanzeige als männl iche "Täter" (26V. gegenüber

18%), bitten seltener um Verzeihung (4*/. gegenüber

77.) und werden häufiger durch einen Rechtsanwalt

vertreten (15% gegenüber 10%);

weibliche "Opfer" riskieren seltener eine

Gegenanzeige (13% gegenüber 22%), nehmen aber auch

häufiger den Strafantrag zurück (9% gegenüber 3'/.),

obwohl sich die "Täter" seltener bei ihnen

entschuldigen (6% gegenüber TA); allerdings werden

weibliche Opfer seltener durch einen Rechtsanwalt

vertreten (87. gegenüber 11%).



3.1.5 Die Bedeutung der sozialen Stellung/
Schichtzugehörigkeit der Beteiligten(40)

40) Für die Bestimmung ihrer sozialen SchichtZugehörigkeit
stehen aufgrund der Datenlage fast nur die Berufe der
Tatbeteiligten zur Verfügung - wobei der Beruf allerdings auch
als der am besten diskriminierende einzelne Indikator für
sozialen Status gilt,

Um die Aussagekraft der polizeilichen Angaben nicht zu
überfordern, beschränkt sich hier die Einstufung nach dem Beruf
auf drei Schichten - Unterschicht, Mittelschicht und
Oberschicht, "randständige" und "Führungs"- Positionen konnten
vermerkt werden -, für die im wesentlichen, d.h. unter
Berücksichtigung der im Einzelfall noch zur Verfügung stehenden
Informationen folgende Zuordnung galt: Nicht selbständige
industriel1/handwerkliche manuelle Berufe und Landarbeiter
zahlen zur Unterschicht; zur Mittelschicht zählen selbständige
Handwerker, nicht manuelle kaufmännische und technische Berufe,
Beamte und Angestellte; zur Oberschicht akademische Berufe,
Führungskräfte, Firmeninhaber etc.; Hausfrauen, Schüler und
Studenten werden nach dem Beruf des Ehemannes bzw. Vaters
zugeordnet, Rentner nach ihrem früher ausgeübten Beruf. Vgl.
dazu Kleining/Moore 1968, S.502-552.

Welche Anteile diese drei Sozialschichten an der Bevölkerung
haben, ist nur annäherungsweise zu bestimmen, da die dafür
erforderlichen Angaben nicht statistisch erfaßt und ausgewiesen
werden. Nach der Stellung im Beruf waren 1982 von den 5. 148.400
Erwerbspersonen in Bayern 42,5"/. Arbeiter, 33,3% Angestellte,
7, 87. Beamte, 6,17, mithelfende Familienangehörige und 10,37.
Selbständige. Von diesen waren 9,27. in der Land- und
Forstwirtschaft, 44,27. im produzierenden Gewerbe und 46,6% in
den übrigen Bereichen beschäftigt.

Nach der Stellung im Beruf des Ernährers verteilt sich die
Bevölkerung Bayerns (10.959.800 Einwohner 1982) zu 32,37. auf
Arbeiter, 23,0'/. als Angestellte, 7,2'/. auf Beamte, 2,37. auf
mithelfende Familienangehörige und 9% Selbständige. 5,5% zählen
zur Land- und Forstwirtschaft, 36,2% zum produzierenden
Gewerbe, 32, IX zu den übrigen Bereichen und 26,27. leben
überwiegend von Rente und dgl. (Quelle: Statistisches Jahrbuch
1984 für Bayern).
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Die Bewertung der "Beleidigungen" in den früheren

Untersuchungen als "Kleinleutedelikt"(41) ist von den

Ergebnissen dieser Untersuchung her allenfalls für die "Täter",

nicht aber für die "Opfer" zu halten (vgl. dazu oben Tab.5).

Denn:

Zwar werden bei 60V. der Vorgänge "Täter" ermittelt,

die nach den von ihnen ausgeübten Berufen eher einen

niedrigen Sozialstatus haben und nur bei 40'/. der

Vorgänge "Täter" aus mittleren (367.> bzw. höheren

(47.) Sozial schichten,

doch üherwiegen unter den Verletzten dann mit 587.

Personen mit mittlerem <517.) bzw. höherem (77.)

Sozialstatus gegenüber 427. Personen mit niedrigem

Sozialstatus;

und selbst wenn bei den Verletzten die 85

"Personen des öffentlichen Lebens/Amtsträger"

unberücksichtigt bleiben, die in der Regel zumindest

mittleren Sozlatalatua haben, finden sieh unter den

Anzeigeerstattern immer noch mit 487. mehr Angehörige

der mittleren und oberen Sozialschichten als unter

den "Tätern".

Unter den "Opfern" und Anzeigeerstattern der "Beleidigungen"

bef inden sich damit mehr Personen mit einer gehobeneren

41) So z.B. durch von Lippa 1966,66; Hanak (1984,171) nimmt an,
"daß für weite Kreise der Bevölkerung (speziell für die
Unterschicht) der Zugang zum Recht praktisch ausschließlich ein
solcher zur Polizei sein dürfte, wogegen Anwälte und
(Zivil)gerichte das Recht (bzw. den Zugang zu demselben) vor
allem für Mittel- bzw. Oberschicht verkörpern".
Direkt vergleichbare Angaben zur Schichtzugehörigkeit der
Tatbeteiligten sind den früheren Untersuchungen zwar nicht zu
entnehmen, doch läßt sich aus den Berufsangaben (die allerdings
nur für die "Täter" gemacht werden, da die "Opfer" in diesen
Untersuchungen nicht interessierten, s.o.t und deren
Bewertungen schließen, daß "Beleidigungen" vor allem von
"Arbeitern, Handwerkern und kleinen Angestellten" begangen
werden, also von Personen mit eher niedrigem Sozialatatus -
eine Aussage, die sich nach den Ergebnissen unserer
Untersuchung so nicht mehr halten läßt.
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sozialen Stellung als unter den "Tätern" - bereits diese

Verteilung weist darauf hin, daß auch nach diesem Sozialmerkmal

"Beleidigungen" keineswegs immer zwischen sozial Gleichen

begangen werden: Allerdings sind auch hier die Tendenzen zur

"Bevorzugung" der eigenen Schicht nicht zu verkennen - und bei

höheren wie niedrigeren Schichten in etwa gleich stark

ausgeprägt (Erwartungswerte in Klammern):

"Täter"

untere Schicht

raittl./obere S-

Insgesamt

"Opfer"

untere Seh. mittl./obere

107(93) 111(125)

46<60) 93 (79)

153 204

Insg.

218

139

357

Erwartungsgemäß verfügen "Täter" und "Opfer" mit

mittlerem/höherem Sozialstatus dann auch über die mit diesen

sozialen (Macht)Positionen verbundenen besseren Konflikt-

austragungs- und -durchsetzungschancen, denn:

Die sozial bessergestellten "Täter" reagieren auf

den Tat Vorwurf eher mit einer Gegen an zeige <25%

gegenüber 19%), sie entschuldigen sich etwas

seltener beim "Opfer" (6% gegenüber 8'/.) und sie

werden häufiger durch einen Rechtsanwalt vertreten.

(13V. gegenüber 10%);

entsprechend riskieren "Opfer" mit mittlerem/höherem

Soz ialstatus seltener Gegenanzeigen als solche mit

eher niedrigem Status {17% gegenüber 27%), die

"Täter" entschuldigen sich bei ihnen häufiger (9%

gegenüber 1%) und sie ziehen doppelt so häufig einen

Rechtsanwalt hinzu (16% gegenüber 8%).

Unter den Tatbeteiligten mit mittlerem und höherem Sozialstatus

nimmt eine Gruppe noch eine nachweislich besondere Position

ein: Die Gruppe der "Personen des öffentlichen
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Lebens/Antsträger", die unter den "Tätern" mit 13 Vorgängen nur

einen sehr kleinen, unter den "Opfern" mit 85 Vorgängen

(darunter 50 Vorgänge, bei denen Polizeibeamte betroffen sind)

jedoch einen nicht unerheblichen Anteil von 18'/. - oder einem

knappen Fünftel - aller Vorgänge hat (vgl. dazu auch unten Tab.

9) .

Gegenüber den Ergebnissen der früheren Untersuchugen haben sich
diese "Opfer"-Anteile offensichtlich nicht erhöht, sondern sind
möglicherweise sogar zurückgegangen: Denn dort machten
"hoheitliches Handeln" bzw. "behördliche Maßnahmen" mindestens
25'/. der Streitanlässe aus, die zu einer Aburteilung des
Verfahrens führten.

Erwartungsgemäß hat dieser Personenkreis die besten Chancen,

seine Konflikts(Situations)definition im Ermittlungsverfahren

durchzusetzen(42), denn:

Die (wenigen) "Täter" unter ihnen reagieren zu 31'/.

mit einer Gegenanzeige und werden auch ebensohäufig

durch einen Rechtsanwalt vertreten (wobei sich bei

diesen "Tätern" im übrigen auch deren "Opfer" mit

31V. weit überdurchschnittlich häufig Rechtsanwälte

nehmen); in keinem Fall entschuldigen sich die

"Täter" und entsprechend kommt es auch zu keiner

Rücknahme des Strafantrags gegen sie;

sind sie "Opfer" und Anzeigeerstatter, dann

riskieren sie eine Gegenanzeige (mit 2'Ai nur ganz

ausnahmsweise; dagegen entschuldigt sich der "Täter"

bei ihnen mit 15'/. sehr häufig (bei den

Polizeibeamien sogar mit 22% noch häufiger),

woraufhin sie den Strafentrag, den die

Polizeibeamten unter ihnen zu 100X gestellt haben,

allerdings mit 57. nur selten zurücknehmen; während

sie sich selbst nur ausnahmsweise (zu 67., die

Polizeibeamten überhaupt nicht) durch einen

Rechtsanwalt vertreten lassen, nehmen ihn sich die

42) Hie nicht nur an den folgenden Daten, sondern auch und vor
allem an der polizei1ichen und justitiellen Behandlung und
Erledigung dieser "Beleidigungs"-Verfahren deutlich wird, s.
dazu unten Kap.4.
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"Täter" mit 13% (bei Polizeibeamten als

anzeigeerstattenden "Opfern" sogar mit 1654)

überdurchschnittlich häufig.

3.1.6 Die Bedeutung der Vor(strafen)belastung der
"Täter"<43>

Nur bei 127 Vorgängen (31'/.) sind die Tatverdächtigen bereits

vorher schon ein- oder mehrmals mit Straftaten in Erscheinung

getreten - und gelten damit bereits als "vorbelastet" und

"polizeibekannt"(44). Bei 35 dieser Vorgänge sind sie bereits

auch einschlägig mit "Beleidigungen", bei 72 Vorgängen nur

wegen anderer Straftatbestände und bei 20 Vorgängen nur mit

Verkehrsdelikten vorher schon in Erscheinung getreten.

Der schon oben (Kap.1.3.4.5) festgestellte aggressive Charakter

der "Beleidigungen" (und ihrer Täter) wird auch in der Art der

zuvor bereits verletzten Straftatbestände deutlich: Ein Drittel

<3354) der Vorstrafen erfolgte wegen eines aggressiven

(Gewalt)Deliktes, allein 21% wegen einer Körperverletzung.

Diese Anteile und Merkmale entsprechen in etwa denen der
früheren Untersuchungen: Im Durchschnitt wurden dort 23X der
Täter als vorbestraft festgestellt, wobei für diese Zuordnung
das härtere Kriterium eines Eintrags im Strafregister verwendet
wurde. Je nachdem, ob es sich um Offizial— oder um

43) Für die Verletzten waren Angaben zu ihren Vorbelastungen
nur so selten den Akten zu entnehmen, daß sie nicht als
hinreichend zuverlässig angesehen und ausgewertet werden
konnten.

44) Die Definition "polizeibekannt" orientiert sich nicht nur
an den Ei ntragungen im Strafregister, sondern auch an den
polizei1ichen Erkenntnissen und darf deshalb nicht mit
"vorbestraft" gleichgesetzt werden, da sie sich nur auf die
Tatsache bezieht, daß ein Tatverdächtiger bereits schon
mindestens einmal bei einer strafbaren Handlung als
Tatverdächtiger ermittelt worden ist - nicht aber darauf, ob er
dafür auch bestraft worden ist.

Im Durchschnitt aller Straftaten waren 1982 in Bayern 34% aller
Tatverdächtigen "bereits kriminalpolizei1 ich in Erscheinung
getreten".
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Privatklageverfahren handelt, liegen die Werte in den einzelnen
Untersuchungen zwischen 97. und 49'/.; dabei haben 33'/. bis 53V. der
Vorbestraften nur eine Vorstrafe aufzuweisen und 22% bis 50%
der Vorstrafen beziehen sich auf "aggressive Delikte".

Auf die Konfliktdurchsetzungschancen der "Täter" - und hier

insbesondere auf ihre Aussichten, eine strafrechtliche

Konfliktregelung {^Bestrafung) zu vermeiden - wirkt sich eine

etwaige Vorbelastung jedoch nicht benachteiligend aus: Der

Strafantrag wird gegenüber vorbelasteten "Tätern" mit 67X sogar

etwas unterdurchschnittlich häufig gestellt, während die

"Täter" selbst zu 19/. und damit durchschni ttl ich häufig mit

einer Gegen an zeige reagieren; mit &Y. entschuldigen sie sich nur

etwas überdurchschnittlich häufig beim "Opfer" und werden mit

12'/, ebenfalls nur etwas überdurchschnittlich häufig durch einen

Rechtsanwalt vertreten.

3.1.7 Zusammenfassung: "Gleichheit" und "Ungleichheit*1

zwischen den Beteiligten

Im Ergebnis dieser Analyse läßt sich damit für das Ausmaß an

"Gleichheit" und "Ungleichheit" zwischen den Tatbeteiligten als

einem der Merkmale für das tatsächliche soziale Profil der

untersuchten "Beieidigungs"-Konflikte feststellen:

- Die angezeigten "Beleidigungen" werden überwiegend

von erwachsenen, deutschen, männlichen Tätern

begangen, die häufig einen relativ niedrigen

Sozialstatus haben.

Angezeigt werden diese "Beleidigungen" ebenfalls

zumeist von erwachsenen und deutschen "Opfern",

unter denen sich jedoch häufiger auch Frauen und

Angehörige mittlerer und höherer So2ialschichten

befinden.

"Beleidigungen" ereignen sich damit zwar schon von

der Verteilung dieser "Täter"- und "Opfer"-Merkmale

her keineswegs immer zwischen Personen, die nach den
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sozialen Merkmalen ihrer Nationalität, ihres Alters,

ihres Geschlechtes oder ihrer Schichtzugehörigkeit

als "gleich" angesehen werden können, es besteht

aber für alle Sozialmerkmale eine mehr oder minder

starke Tendenz dazu, daß sich "Merkmalsgleiche"

bevorzugt untereinander "beleidigen".

Insbesondere dann, wenn sich "ungleiche" Personen

als "Kontrahenten" von "Beleidigungen"

gegenüberstehen, können sich die sozialen

Ungleichheiten und sozialen Machtdifferenzen

zwischen ihnen auf ihre Chancen bei der Durchsetzung

ihrer Konflikts(Situations)-definitionen im

Ermittlungsverfahren auswirken.

Solche Unterschiede zeigen sich vor allern bei den

Merkmalen "Geschlecht" und "Schichtzugehörigkeit":

Hier werden "Beleidigungen" zwar überwiegend von

Männern begangen, die in ihrer Mehrzahl aus den

unteren Sozialschichten kommen, aber sehr häufig von

Frauen und von Angehörigen gehobenere»'

Sozial schichten angezeigt.

Frauen und Personen mit mittlerem/höherem

Sozialstatus - und hier insbesondere die "Personen

des öffentlichen Lebens/Amtsträger" - sind damit

möglicherweise schon empfindlicher gegenüber

"Beleidigungen" - auf jeden Fall verfügen sie aber

auch nach der Anzeigeerstattung über eine größere

"Beschwerdemacht", über bessere Chancen, ihre

Konflikts(Situations)definitionen durchzusetzen.

Bei der Konfliktaustragung erscheinen jedoch

entsprechend nicht nur Männer und Angehörige der

Unterschicht als benachteiligt, sondern auch junge

Menschen und Nichtdeutsche - die allerdings auch nur

selten als "Täter" oder "Opfer" in Erscheinung

treten.
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Dieses Sozialprofil der "Beleidigungs"-Konflikte macht

deutlich, daß die Neigung und die Bereitschaft zur Anwendung

auch (verbal) aggressiver Verhaltensweisen, die Empfindlichkeit

ihnen gegenüber und die Chancen zu einer strafrechtlichen

Konfliktaustragung und -durchsetzung nicht gleich verteilt

sind, sondern von den jeweiligen - ungleichen - sozialen

Befindlichkeiten und Möglichkeiten der Betroffenen abhängen.
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3.2 Das soziale Profi 1 der "Beleidigungs^-Konfliktsituationen:
Art, Intensität und Dauer der sozialen Beziehungen
zwischen den Tat(Konflikt)beteil igten

Art, Intensität und Dauer der sozialen Beziehungen, die

zwischen den "Tätern" und "Opfern" von "Beleidigungen" bestehen

bzw. bestanden, sind als weiteres Merkmal des tatsächlichen

sozialen Profils von "Beleidigungs"-Konf1ikten insbesondere für

die Anlässe und Ursachen dieser Konflikte von Bedeutung - und

damit dann auch wieder für ihre Wahrnehmung, Bewertung und

Austragung. Denn:

Konflikte, die Ursachen in einnaligen und anonymen

Sozialbeziehungen haben, werden anders wahrgenommen

und ausgetragen als solche

Konf1lkte, die ihre Ursachen in andauernden und

persönlichen Sozialbeziehungen mit hoher

Interdependenz und Interaktion der Betei1 igten

haben.

Denn je stärker die (auch) zu "Beleidigungen" führenden

Konflikte das alltägliche Leben, den (täglichen) Umgang mit

(gut) bekannten Personen beeinträchtigen und belasten, desto

schwerwiegender und regelungsbedürftiger werden sie damit im

allgemeinen auch für die Beteiligten - eine

Regelungsbedürftigkeit, die schlleßlich die Betroffenen auch

bei personenbezogenen "Beziehungskonflikten" dann zur

Anzeigeerstattung und Mobilisierung der Polizei veranlassen

kann, wenn alle anderen Strategien der Konfliktvermeidung und

Konf1iktbegrenzung erfolglos geblieben sind.

Um diese Zusammenhänge und Wechselwirkungen zwischen den

Sozialbeziehungen, der Konfliktwahrnehmung, der Konflikt-

austragung und der Anzeigeerstattung deutlich zu machen, werden

im folgenden die sozialen Beziehungen zwischen den

Tat(Konf1ikt)beteil igten nach drei Merkmalen analysiert, die

jeweils eng miteinander verbunden sind und sich gegenseitig


